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Textgegenüberstellung zum Begutachtungsentwurf des 

Oö. Berufsqualifikationsrichtlinie-Anpassungsgesetzes 

 

 

Landesgesetz über den Einheitlichen Ansprechpartner  

(Oö. EAP-Gesetz - Oö. EAP-G) 

 

1. Teil 

ALLGEMEINES 

§ 1 

Anwendungsbereich 

Dieses Gesetz gilt für Dienstleistungen im Sinne der Dienstleistungsrichtlinie, die im 

Gebiet des Landes Oberösterreich von einer bzw. einem in einem EWR-Staat 

niedergelassenen Dienstleistungserbringerin bzw. Dienstleistungserbringer angeboten 

werden oder angeboten werden sollen, soweit diese Dienstleistungen Angelegenheiten 

betreffen, die in Gesetzgebung Landessache sind. Die Bestimmungen des 1., 2. und 3. Teils 

mit Ausnahme des § 9 dieses Gesetzes sind weiters auf landesgesetzlich geregelte 

reglementierte Berufe und auf Staatsangehörige eines EWR-Staats oder der Schweiz 

anzuwenden, die als Selbstständige oder abhängige Beschäftigte, einschließlich der 

Angehörigen der freien Berufe, einen landesgesetzlich geregelten reglementierten Beruf 

ausüben wollen und die hierfür erforderlichen Berufungsqualifikationen in einem anderen 

EWR-Staat oder in der Schweiz erworben haben. 

2. Teil 

Einheitlicher Ansprechpartner 

§ 3 

Verfahren über den einheitlichen Ansprechpartner 

(1) Für den Anwendungsbereich dieses Landesgesetzes übt das Amt der 

Oö. Landesregierung die Funktion des Einheitlichen Ansprechpartners aus.Für den 

Anwendungsbereich dieses Landesgesetzes wird beim Amt der Oö. Landesregierung ein 

einheitlicher Ansprechpartner eingerichtet. Im Verfahren vor den Verwaltungsgerichten oder 

den Gemeindebehörden erster Instanz können schriftliche Anbringen auch beim 

einheitlichen Ansprechpartner eingebracht werden.  

(2) § 13 Abs. 2, 5 und 6 sowie § 33 Abs. 3 AVG sind auf Anbringen gemäß Abs. 1 

sinngemäß anzuwenden. 

(3) Der einheitliche Ansprechpartner hat Anbringen gemäß Abs. 1 ohne unnötigen 

Aufschub weiterzuleiten: 

 1. wenn für die Behandlung des Anbringens eine Behörde sachlich zuständig ist, deren 

Sprengel sich mit dem Landesgebiet zumindest teilweise deckt, an die zuständige 

Stelle; 

 2. ansonsten an einen anderen einheitlichen Ansprechpartner, der das Anbringen 

gemäß Z 1 weiterzuleiten hat. Der einheitliche Ansprechpartner hat den 

Einschreitenden von einer solchen Weiterleitung zu verständigen. 



  Seite 2 

(4) Die Einbringung eines Anbringens gemäß Abs. 1 bei einem einheitlichen 

Ansprechpartner gilt außer im Fall des § 42 Abs. 1 erster Satz AVG als Einbringung bei der 

zuständigen Stelle. Ist in den Verwaltungsvorschriften eine bestimmte Form der Einbringung 

von Anbringen vorgesehen, hat der einheitliche Ansprechpartner die Einschreitende bzw. 

den Einschreitenden darauf hinzuweisen. Behördliche Entscheidungsfristen beginnen erst 

mit dem dritten Werktag nach der Einbringung. 

(5) Langen beim einheitlichen Ansprechpartner andere Anbringen als solche gemäß 

Abs. 1 ein, so hat er diese ohne unnötigen Aufschub auf Gefahr der bzw. des 

Einschreitenden an die zuständige Stelle weiterzuleiten oder die Einschreitende bzw. den 

Einschreitenden an diese zu weisen. 

§ 4 

Informationspflichten des einheitlichen Ansprechpartners 

(1) Der Einheitliche Ansprechpartner hat folgende allgemeine und aktuelle Informationen 

in klarer und leicht verständlicher Form sowie aus der Ferne und elektronisch leicht 

zugänglich zur Verfügung zu stellen:Der einheitliche Ansprechpartner hat sowohl den 

Dienstleistungserbringerinnen bzw. Dienstleistungserbringern als auch den 

Dienstleistungsempfängerinnen bzw. Dienstleistungsempfängern folgende allgemeine und 

aktuelle Informationen in klarer und leicht verständlicher Form sowie aus der Ferne und 

elektronisch leicht zugänglich zur Verfügung zu stellen: 

 1. Informationen über die Anforderungen für die Aufnahme und Ausübung einer 

Dienstleistung, die für im Landesgebiet tätige Dienstleistungserbringerinnen bzw. 

Dienstleistungserbringer gelten, insbesondere über die dabei einzuhaltenden 

Genehmigungsverfahren und Formalitäten; 

 2. Informationen über die Behörden, die für Verfahren betreffend die Aufnahme und 

Ausübung einer Dienstleistung zuständig sind; 

 3. Informationen über 

 a) die Verfügbarkeit öffentlicher Register und Datenbanken über 

Dienstleistungserbringerinnen bzw. Dienstleistungserbringer und Dienstleistungen 

sowie 

 b) die Bedingungen des Zugangs zu diesen Registern und Datenbanken; 

 4. Informationen über die allgemein verfügbaren Rechtsbehelfe für Dienstleistungs-

erbringerinnen oder Dienstleistungserbringer sowie für Dienstleistungsempfän-

gerinnen oder Dienstleistungsempfänger 

 a) gegen Entscheidungen der Behörden sowie 

 b) im Fall von Streitigkeiten 

 aa) zwischen Dienstleistungserbringerinnen bzw. Dienstleistungserbringern und 

Dienstleistungsempfängerinnen bzw. Dienstleistungsempfängern oder 

 bb) zwischen Dienstleistungserbringerinnen bzw. Dienstleistungserbringern 

untereinander; 

 5. Informationen über Stellen, die zwar keine Behörden sind, aber Dienstleistungs-

erbringerinnen bzw. Dienstleistungserbringer oder Dienstleistungsempfängerinnen 

bzw. Dienstleistungsempfänger praktisch unterstützen, insbesondere die gesetzlichen 

beruflichen Vertretungen.; 
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 6. ein Verzeichnis aller reglementierten Berufe im Sinn von Art. 3 Abs. 1 lit. a 

RL 2005/36/EG sowie die Kontaktdaten der für die einzelnen reglementierten Berufe 

zuständigen Behörden und der Beratungszentren nach Art. 57b RL 2005/36/EG; 

 7. ein Verzeichnis aller Berufe, für die ein Europäischer Berufsausweis gemäß Art. 4a 

RL 2005/36/EG verfügbar ist, der Funktionsweise des Ausweises - einschließlich aller 

für die Berufsangehörigen anfallenden Gebühren - und der für seine Ausstellung 

zuständigen Behörden; 

 8. ein Verzeichnis aller Berufe, auf die Art. 7 Abs. 4 RL 2005/36/EG Anwendung findet; 

 9. ein Verzeichnis der reglementierten Ausbildungsgänge und der besonders 

strukturierten Ausbildungsgänge gemäß Art. 11 lit. c Z ii RL 2005/36/EG; 

 10. die in den Art. 7, 50, 51 und 53 RL 2005/36/EG angeführten Anforderungen und 

Verfahren für reglementierte Berufe, einschließlich aller damit verbundenen von den 

Bürgerinnen und Bürgern zu entrichtenden Gebühren und aller von den Bürgerinnen 

und Bürgern bei den zuständigen Behörden vorzulegenden Unterlagen; 

 11. Angaben über das Einlegen von Rechtsbehelfen gegen auf Grund dieser Richtlinie 

erlassene Entscheidungen der zuständigen Behörden. 

(2) Im Fall von Auskunftsersuchen, die über die in Abs. 1 genannten Informationen 

hinausgehen, hat der Einheitliche Ansprechpartner die einschreitende Person an die 

zuständigen Stellen oder Behörden zu verweisen. 

(2) Im Fall von Auskunftsersuchen, die über die in Abs. 1 genannten Informationen 

hinausgehen, hat der einheitliche Ansprechpartner die Dienstleistungserbringerinnen bzw. 

Dienstleistungserbringer und die Dienstleistungsempfängerinnen bzw. Dienstleistungs-

empfänger an die zuständigen Stellen oder Behörden zu verweisen. 

(3) Der Einheitliche Ansprechpartner hat Auskunftsersuchen betreffend Abs. 1 so schnell 

wie möglich zu beantworten oder die einschreitende Person davon in Kenntnis zu setzen, 

wenn das Ersuchen fehlerhaft oder unbegründet ist. 

(3) Der einheitliche Ansprechpartner hat Auskunftsersuchen betreffend Abs. 1 so schnell 

wie möglich zu beantworten oder die Dienstleistungserbringerinnen bzw. Dienstleistungs-

erbringer und die Dienstleistungsempfängerinnen bzw. Dienstleistungsempfänger in 

Kenntnis zu setzen, wenn das Ersuchen fehlerhaft oder unbegründet ist. 

(4) Auf Anfrage hat der einheitliche Ansprechpartner einer einschreitenden Personeiner 

Dienstleistungserbringerin bzw. einem Dienstleistungserbringer den Verfahrensstand bei der 

Behörde so schnell wie möglich mitzuteilen. 

§ 5 

Unterstützung des einheitlichen Ansprechpartners 

(1) Die Landesregierung hat im Rahmen ihres gesetzmäßigen Wirkungsbereiches dem 

einheitlichen Ansprechpartner die nach § 4 Abs. 1 Z 1 bis 4 sowie Z 6 bis 11Z 1 bis 4 

erforderlichen Informationen zur Verfügung zu stellen. 

(2) Stellen gemäß § 4 Abs. 1 Z 5, deren Organisation durch Landesgesetz geregelt 

werden kann, haben dem einheitlichen Ansprechpartner die nach dieser Ziffer erforderlichen 

Informationen zur Verfügung zu stellen. 

(3) Die Behörde hat dem einheitlichen Ansprechpartner die nach § 4 Abs. 4 

erforderlichen Informationen so schnell wie möglich zur Verfügung zu stellen. 
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§ 8 

Vorlage von Originaldokumenten oder von beglaubigten Kopien 

(1) An Stelle von Originaldokumenten oder beglaubigten Kopien kann die einschreitende 

Persondie Dienstleistungserbringerin bzw. der Dienstleistungserbringer 

 1. gemäß Abs. 2 erstellte und signierte elektronische Kopien oder 

 2. elektronische Kopien, deren Übereinstimmung mit dem Originaldokument durch eine 

dafür zuständige Stelle eines anderen EWR-Staates elektronisch bestätigt wurde, 

vorlegen. 

(2) Einschreitende PersonenDienstleistungserbringerinnen bzw. Dienstleistungserbringer 

können bei der Behörde nach Maßgabe der vorhandenen technischen Voraussetzungen 

elektronische Kopien von Originaldokumenten anfertigen lassen. Die Übereinstimmung der 

elektronischen Kopie mit dem Original ist durch eine Amtssignatur im Sinne des § 19 des 

E-Government-Gesetzes zu bestätigen. 

5. Teil 

Schlussbestimmungen 

§ 21 

Inkrafttreten und Schlussbestimmungen 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des Tages seiner Kundmachung im Landesgesetzblatt 

für Oberösterreich in Kraft. 

(2) Soweit in diesem Landesgesetz auf bundesrechtliche Vorschriften verwiesen wird, 

sind diese in folgender Fassung anzuwenden: 

 1. Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 – AVG, BGBl. Nr. 51/1991, idF 

BGBl. I Nr. 161/2013BGBl. I Nr. 111/2010; 

 2. Zustellgesetz – ZustG, BGBl. Nr. 200/1982, idF BGBl. I Nr. 33/2013BGBl I 

Nr. 111/2010; 

 3. E-Government-Gesetz – E-GovG, BGBl. I Nr. 10/2004, idF BGBl. I Nr. 50/2016BGBl. I 

Nr. 111/2010. 

(3) Die in diesem Landesgesetz zitierten unionsrechtlichen Vorschriften stehen derzeit in 

folgender Fassung in Geltung: 

 1. Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, ABl. Nr. C 83 vom 30.3.2010, 

S 47 idF ABl. Nr. L 91 vom 6.4.2011, S 1; 

 2. Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt, ABl. Nr. L 376 vom 

27.12.2006, S 36.; 

 3. Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen, ABl. Nr. L 255 

vom 30.9.2005, S 22, in der Fassung der Richtlinie 2013/55/EU des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 20. November 2013, ABl. Nr. L 354 vom 28.12.2013, 

S 132. 
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Landesgesetz, mit dem die Agrarbehörde Oberösterreich beim Amt der  

Oö. Landesregierung eingerichtet wird (Oö. Agrarbehördegesetz - Oö. AgrarbG) 

 

§ 3 

Bestellungsvoraussetzungen 

(1) Zur technischen Leiterin bzw. zum technischen Leiter des agrartechnischen Dienstes 

dürfen nur Bedienstete bestellt werden, die Absolventen der Universität für Bodenkultur 

entweder kulturtechnischer, landwirtschaftlicher oder forstwirtschaftlicher Fachrichtung oder 

Absolventen einer gleichwertigen Fachrichtung einer Universität oder Hochschule in einem 

anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union sind. Für die Anerkennung von 

Berufsqualifikationen im Rahmen dieses Landesgesetzes gilt das Oö. Berufsqualifikationen-

Anerkennungsgesetz (Oö. BAG), soweit nicht in diesem Landesgesetz ausdrücklich anderes 

normiert ist.Berufsqualifikationen, die in einem anderen Staat, auf dessen Staatsgebiet 

erworbene Berufsqualifikationen Österreich auf Grund von Staatsverträgen im Rahmen der 

europäischen Integration anzuerkennen hat, erworben werden, sind diesen gleichgestellt. 

(2) Die Leiterin bzw. der Leiter der Agrarbehörde Oberösterreich und die technische 

Leiterin bzw. der technische Leiter des agrartechnischen Dienstes müssen vor ihrer 

Bestellung eine mindestens dreijährige Verwendung im Agrardienst aufweisen. 
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Landesgesetz über die Errichtung und den Betrieb von Aufzügen  

(Oö. Aufzugsgesetz 1998) 

 

§ 13 

Aufzugsprüfer 

(1) Die Landesregierung hat auf ihren Antrag Personen als Aufzugsprüfer zu bestellen, 

die eine praktische Verwendung (Abs. 3) und eine der folgenden Befähigungen nachweisen: 

 1. Befugnis eines Ingenieurkonsulenten oder Zivilingenieurs für Elektrotechnik oder für 

Maschinenbau und mindestens einjährige praktische Verwendung im Aufzugsbau 

oder 

 2. Zeugnis über die zweite Diplomprüfung der Studienrichtung Elektrotechnik oder der 

Studienrichtung Maschinenbau und mindestens zweijährige praktische Verwendung 

im Aufzugsbau oder 

 3. Zeugnis über den erfolgreichen Besuch einer Höheren Technischen Lehranstalt 

elektrotechnischer oder maschinenbautechnischer Richtung oder einer Sonderform 

dieser Lehranstalten und mindestens dreijährige praktische Verwendung im 

Aufzugsbau. 

(2) Für die Anerkennung von Berufsqualifikationen im Rahmen dieses Landesgesetzes 

gilt das Oö. Berufsqualifikationen-Anerkennungsgesetz (Oö. BAG), soweit nicht in diesem 

Landesgesetz ausdrücklich anderes normiert ist. Als jedenfalls ausreichend werden Diplome, 

Prüfungszeugnisse oder sonstige Befähigungsnachweise angesehen, aus denen hervorgeht, 

dass die Inhaberin oder der Inhaber ein mindestens dreijähriges Studium oder ein dieser 

Dauer entsprechendes Teilzeitstudium an einer Universität, einer Hochschule oder einer 

anderen Ausbildungseinrichtung mit gleichwertigem Niveau absolviert hat, wenn gleichzeitig 

eine mindestens einjährige praktische Verwendung im Aufzugsbau nachgewiesen wird. 

Näheres über die Feststellung der Gleichwertigkeit, die allenfalls notwendigen 

Anpassungslehrgänge und Eignungsprüfungen sowie das dabei einzuhaltende Verfahren 

kann die Landesregierung durch Verordnung regeln. 

(2) Soweit die Befähigung nicht nach Abs. 1 Z 1 bis 3 nachgewiesen werden kann, ist sie 

durch Diplome, Prüfungszeugnisse oder sonstige Befähigungsnachweise, aus denen 

hervorgeht, daß der Inhaber ein mindestens dreijähriges Studium oder ein dieser Dauer 

entsprechendes Teilzeitstudium an einer Universität, einer Hochschule oder einer anderen 

Ausbildungseinrichtung mit gleichwertigem Niveau absolviert hat, sowie eine mindestens 

einjährige praktische Verwendung im Aufzugsbau nachzuweisen. Näheres über die 

Feststellung der Gleichwertigkeit, die allenfalls notwendigen Anpassungslehrgänge und 

Eignungsprüfungen sowie das dabei einzuhaltende Verfahren kann die Landesregierung 

durch Verordnung regeln. 

(3) Die praktische Verwendung im Aufzugsbau ist durch Nachweise über Tätigkeiten auf 

folgenden Gebieten zu erbringen: 

 1. Konstruktion und Bemessung mechanischer und elektrischer Anlagenteile, 

 2. Bearbeitung von Schaltplänen (Steuerungs-, Antriebs- und Regelungsbereiche, 

Sicherheitsstromkreise und dgl.) und 

 3. Einbau von Aufzügen im mechanischen und elektrotechnischen Bereich. 
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Von der Vorlage der Nachweise der praktischen Verwendung im Aufzugsbau kann 

abgesehen werden, wenn diese auf andere Weise erbracht wird, gleichwertig ist und 

hierüber Nachweise erbracht werden, insbesondere durch Zeugnisse über qualifizierte 

Tätigkeiten auf dem Gebiet der Aufzugsprüfung unter Leitung eines Aufzugsprüfers. 

Näheres über den Nachweis der praktischen Verwendung kann die Landesregierung 

durch Verordnung regeln. 

(4) Der Aufzugsprüfer darf von Unternehmen, die sich mit dem Bau oder der 

Instandhaltung von Aufzügen befassen, nicht wirtschaftlich abhängig sein. 

(5) Bestellte Aufzugsprüfer sind von der Landesregierung in einem Verzeichnis zu 

führen, das zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen sowie jährlich in der Amtlichen Linzer 

Zeitung zu verlautbaren ist. Die Aufnahme in das Verzeichnis erfolgt über Antrag, dem die 

Erklärung beizufügen ist, daß sich der Antragsteller zur Einhaltung der nach diesem 

Landesgesetz dem Aufzugsprüfer obliegenden Aufgaben verpflichtet. Die Bestellung zum 

Aufzugsprüfer nach den Rechtsvorschriften des Bundes oder eines anderen Bundeslandes 

gilt als Bestellung nach diesem Landesgesetz. 

(6) Der Aufzugsprüfer kann jederzeit seine Streichung aus dem Verzeichnis beantragen, 

doch erfolgt die Entbindung von den übernommenen Pflichten jeweils erst, sobald für die 

weitere Betreuung der Aufzüge vorgesorgt ist. Aufzugsprüfer sind aus dem Verzeichnis zu 

streichen, wenn sie ihre Befugnis länger als zwei Jahre nicht ausgeübt oder gegen die 

Pflichten als Aufzugsprüfer verstoßen oder sich als nicht genügend sachkundig erwiesen 

haben. 

(7) Der Aufzugsprüfer hat ein jeweils aktuelles Verzeichnis der von ihm betreuten 

Aufzüge zu führen und dieses auf Verlangen der Behörde vorzulegen. Er ist weiters 

verpflichtet, über Auftrag der Behörde auch andere als die von ihm betreuten Aufzüge zu 

überprüfen. 

(8) Der Aufzugsprüfer hat die Aufzüge, mit deren Überprüfung er betraut ist, persönlich 

zu überprüfen und im Fall seiner Verhinderung einen anderen Aufzugsprüfer mit der 

Überprüfung zu beauftragen. 
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Landesgesetz, mit dem das Oö. Elektrizitätswirtschafts- und  

-organisationsgesetz 2006 erlassen wird (Oö. ElWOG 2006) 

 

3. TEIL 

BETRIEB VON NETZEN 

(ÜBERTRAGUNGSNETZE, VERTEILERNETZE) 

4. HAUPTSTÜCK 

BETRIEBSLEITER 

§ 44a 

Anerkennung von ausländischen Berufsqualifikationen 

Für die Anerkennung von Berufsqualifikationen im Rahmen dieses Landesgesetzes gilt 

das Oö. Berufsqualifikationen-Anerkennungsgesetz (Oö. BAG), soweit nicht in diesem 

Landesgesetz ausdrücklich anderes normiert ist. 

§ 44a 

Anerkennung von Berufsqualifikationen 

(1) Die Behörde hat auf Antrag 

 1. einer Inländerin oder eines Inländers, 

 2. einer Unionsbürgerin oder eines Unionsbürgers oder eines Familienangehörigen einer 

Unionsbürgerin oder eines Unionsbürgers, 

 3. eines Angehörigen eines Staates, dessen Angehörigen Österreich auf Grund von 

Staatsverträgen im Rahmen der europäischen Integration dieselben Rechte zu 

gewähren hat wie Inländern, 

 4. einer Person, die über einen Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt - EG“ gemäß § 45 

Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz verfügt, 

mit Bescheid auszusprechen, ob und in welchem Ausmaß die außerhalb 

Oberösterreichs im Gebiet eines Staates, dessen Angehörigen Österreich auf Grund 

von Staatsverträgen im Rahmen der europäischen Integration dieselben Rechte zu 

gewähren hat wie Inländern, erworbenen Berufsqualifikationen der nach diesem 

Landesgesetz verlangten Ausbildung für die Tätigkeit als Betriebsleiter nach Maßgabe 

der Gleichwertigkeit der vermittelten und erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten 

entspricht. 

(2) Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat, wenn der Zugang oder die Ausübung 

des entsprechenden Berufs im Staat des Erwerbs der Berufsqualifikation 

 1. reglementiert ist, die Befähigungs- oder Ausbildungsnachweise zu erbringen, die in 

diesem Staat für die Aufnahme oder Ausübung dieses Berufs erforderlich sind; 

 2. nicht reglementiert ist, nachzuweisen, dass sie oder er diesen Beruf vollzeitlich zwei 

Jahre lang in den der Antragstellung vorhergegangenen zehn Jahren ausgeübt und 

im Besitz eines oder mehrerer einschlägiger Befähigungs- oder 

Ausbildungsnachweise ist. 

(3) Die zweijährige Berufserfahrung  nach Abs. 2 Z 2 darf nicht erfordert werden, wenn 

der von der Antragstellerin oder vom Antragsteller vorgelegte Ausbildungsnachweis den 

Abschluss einer reglementierten Ausbildung im Sinn des Art. 3 Abs. 1 lit. e der Richtlinie 
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2005/36/EG nachweist, welche den Qualifikationsniveaus gemäß Art. 11 lit. b, c, d oder e 

dieser Richtlinie zugeordnet werden kann. 

(4) Ist die von der Antragstellerin oder vom Antragsteller erworbene Berufsausbildung 

nicht als gleichwertig im Sinn des Abs. 1 anzusehen, hat die Behörde zu prüfen, ob die von 

der Antragstellerin oder vom Antragsteller während ihrer oder seiner Berufspraxis in einem 

Mitgliedstaat oder einem Drittland erworbenen Kenntnisse die Unterschiede der 

Ausbildungen ausgleichen können. Decken auch diese Kenntnisse die fehlenden 

Qualifikationen nicht ab, ist nach Maßgabe des Abs. 5 die Gleichwertigkeit unter der 

Bedingung auszusprechen, dass der Erwerb der fehlenden Qualifikationen von der 

Antragstellerin oder vom Antragsteller - nach ihrer oder seiner Wahl - entweder durch einen 

Anpassungslehrgang im Sinn des Art. 3 lit. g oder durch eine Eignungsprüfung im Sinn des 

Art. 3 lit. h der Richtlinie 2005/36/EG nachzuweisen ist. 

(5) Wenn 

 1. die von der Antragstellerin oder vom Antragsteller gemäß Abs. 1 nachgewiesene 

Ausbildung inhaltlich von der für die Erlangung des entsprechenden 

Befähigungsnachweises in Oberösterreich vorgeschriebenen Ausbildung wesentlich 

abweicht oder 

 2. die von der Antragstellerin oder vom Antragsteller nachgewiesene Ausbildungsdauer 

um mindestens ein Jahr geringer ist als die für die beabsichtigte Berufsausübung 

nach diesem Landesgesetz sonst geforderte Ausbildungsdauer 

kann - je nach der von der Antragstellerin oder vom Antragsteller nachgewiesenen 

Berufsausbildung - nach Wahl der Antragstellerin oder des Antragstellers entweder die 

erfolgreiche Teilnahme an einem höchstens dreijährigen Anpassungslehrgang im Sinn 

des Art. 3 lit. g der Richtlinie 2005/36/EG oder die Ablegung einer Eignungsprüfung im 

Sinn des Art. 3 lit. h der Richtlinie 2005/36/EG als Bedingung gemäß Abs. 4 

vorgeschrieben werden. Im Rahmen des vorgeschriebenen Anpassungslehrgangs oder 

der vorgeschriebenen Eignungsprüfung hat die Antragstellerin oder der Antragsteller 

den Erwerb der fehlenden Befähigung nachzuweisen. 

(6) Personen, deren Berufsqualifikation anerkannt wird, müssen über die 

Sprachkenntnisse verfügen, die für die Ausübung der Tätigkeit eines Betriebsleiters 

erforderlich sind. 

(7) Die Behörde hat der Antragstellerin oder dem Antragsteller binnen eines Monats den 

Empfang der Unterlagen zu bestätigen und gegebenenfalls mitzuteilen, welche Unterlagen 

zur Bearbeitung des Antrags fehlen. Binnen vier Monaten ab Einlangen der vollständigen 

Unterlagen hat die Behörde den Bescheid nach Abs. 1 zu erlassen. 

8. TEIL 

SCHLUSS- UND ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN 

§ 64 

Verweisungen 

(1) Soweit in diesem Landesgesetz auf Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in 

folgender Fassung anzuwenden: 

 - Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetz 2010 (ElWOG 2010), BGBl. I 

Nr. 110/2010, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 174/2013; 
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 - Energielenkungsgesetz 2012 (EnLG 2012), BGBl. I Nr. 41/2013; 

 - Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994), BGBl. Nr. 194/1994, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 125/2013 und der Kundmachungen BGBl. I 

Nr. 202/2013, BGBl. I Nr. 212/2013 und BGBl. I Nr. 60/2014; 

 - Konsumentenschutzgesetz (KSchG), BGBl. Nr. 140/1979, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 33/2014; 

 - Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBl. I Nr. 100/2005, in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 40/2014; 

 - Ökostromgesetz 2012 (ÖSG 2012), BGBl. I Nr. 75/2011, in der Fassung der 

Kundmachung BGBl. I Nr. 11/2012; 

 - Umgründungssteuergesetz (UmgrStG), BGBl. Nr. 699/1991, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 13/2014; 

 - Unternehmensgesetzbuch (UGB), dRGBl. S 219/1897, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 50/2013; 

 - „Verrechnungsstellengesetz“: Bundesgesetz, mit dem die Ausübungs-

voraussetzungen, die Aufgaben und die Befugnisse der Verrechnungsstellen für 

Transaktionen und Preisbildung für die Ausgleichsenergie geregelt werden, BGBl. I 

Nr. 121/2000, in der Fassung der Kundmachung BGBl. I Nr. 25/2004. 

(2) Soweit in diesem Landesgesetz auf unionsrechtliche Bestimmungen verwiesen wird, 

sind diese in folgender Fassung anzuwenden: 

 - „Elektrizitätsbinnenmarktrichtlinie“: Richtlinie 2009/72/EG über gemeinsame 

Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 

2003/54/EG, ABl. Nr. L 211 vom 14.8.2009, S 55; 

 - „KWK-Richtlinie“: Richtlinie 2004/8/EG über die Förderung einer am Nutzwärmebedarf 

orientierten Kraft-Wärme-Kopplung im Energiebinnenmarkt und zur Änderung der 

Richtlinie 92/42/EWG, ABl. Nr. L 52 vom 21.2.2004, S 50 ff.; 

 - Richtlinie 2009/28/EG zur Förderung von Energie aus erneuerbaren Quellen und zur 

Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtlinien 2001/77/EG und 

2003/30/EG vom 23.4.2009, ABl. Nr. L 140 vom 5.6.2009, S 16; 

 - Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen, ABl. Nr. L 255 

vom 30.9.2005, S 22; 

 - Verordnung 2009/714/EG über Netzzugangsbedingungen für den 

Grenzüberschreitenden Stromhandel und zur Aufhebung der 

Verordnung 2003/1228/EG, ABl. Nr. L 211 vom 14.8.2009, S 15; 

 - Verordnung 2009/713/EG zur Gründung einer Agentur für die Zusammenarbeit der 

Energieregulierungsbehörden, ABl. Nr. L 211 vom 14.11.2009, S 1. 
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Landesgesetz über das Dienstrecht der Bediensteten der oö. Gemeinden mit 

Ausnahme der Städte mit eigenem Statut) und Gemeindeverbände 

(Oö. Gemeindebedienstetengesetz 2001 - Oö. GBG 2001) 

 

2. HAUPTSTÜCK 

ALLGEMEINE DIENSTRECHTLICHE BESTIMMUNGEN FÜR BEAMTE 

1. ABSCHNITT 

BEGINN UND ENDE DES DIENSTVERHÄLTNISSES DER BEAMTEN 

§ 16 

Allgemeine Pragmatisierungserfordernisse 

(1) Allgemeine Pragmatisierungserfordernisse sind 

 1. die österreichische Staatsbürgerschaft, 

 2. die volle Handlungsfähigkeit, 

 3. ein einwandfreies Vorleben, 

 4. die persönliche, insbesondere die gesundheitliche und fachliche Eignung für die 

Erfüllung der Aufgaben, die mit der vorgesehenen Verwendung verbunden sind, und 

 5. ein Lebensalter von mindestens 19 und höchstens 45 Jahren zum Zeitpunkt der 

Pragmatisierung und von höchstens 40 Jahren beim Eintritt in den Gemeindedienst. 

(2) Wenn es sich nicht um Verwendungen handelt, die österreichischen 

Staatsbürgerinnen oder Staatsbürgern vorbehalten sind (§ 92 Abs. 2), wird das Erfordernis 

des Abs. 1 Z 1 auch von Personen gemäß § 2 Z 2 bis 4 Oö. Berufsqualifikationen-

Anerkennungsgesetz (Oö. BAG) erfüllt. 

(2) Wenn es sich nicht um Verwendungen handelt, die österreichischen Staatsbürgern 

vorbehalten sind (§ 92 Abs. 2), wird das Erfordernis des Abs. 1 Z 1 auch durch die 

Staatsangehörigkeit eines Staates erfüllt, dessen Angehörigen Österreich auf Grund von 

Staatsverträgen im Rahmen der europäischen Integration und davon abgeleitetem Recht 

dieselben Rechte für den Berufszugang zu gewähren hat wie Inländern.  

(3) Für den Nachweis des einwandfreien Vorlebens (Abs. 1 Z 3) ist eine 

Strafregisterbescheinigung gemäß dem Strafregistergesetz 1968 beizubringen. 

(4) Das Erfordernis der fachlichen Eignung (Abs. 1 Z 4) umfasst auch die Beherrschung 

der deutschen Sprache in Wort und Schrift, die in geeigneter Weise nachzuweisen ist. Bei 

Verwendungen, für deren Ausübung die Beherrschung der deutschen Sprache in geringerem 

Umfang genügt, ist ihre Beherrschung in dem für diese Verwendung erforderlichen Ausmaß 

nachzuweisen. Zur Feststellung der gesundheitlichen Eignung gemäß Abs. 1 Z 4 ist das 

Zeugnis eines Amtsarztes der örtlich zuständigen Bezirkshauptmannschaft beizubringen. Die 

Kosten dieser Untersuchungen und Begutachtungen hat die Gemeinde zu tragen. Bei 

Personen mit Behinderung hat das Gutachten des Amtsarztes Ausführungen über die 

gesundheitliche Eignung des Bewerbers im Hinblick auf die vorgesehene Verwendung zu 

enthalten. Dabei hat der Amtsarzt die behindertengerechte Gestaltung des Arbeitsplatzes 

sowie die Möglichkeit etwaiger Zurverfügungstellung von Arbeitsassistenz zu 

berücksichtigen.  

(5) Soll ein Bediensteter als Beamter derselben oder einer anderen Gemeinde oder 

eines anderen Gemeindeverbands pragmatisiert werden, gilt die Voraussetzung nach Abs. 1 
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Z 5 als erfüllt, wenn das Dienstverhältnis vor der Vollendung des 40. Lebensjahrs zustande 

kam und seither ununterbrochen aufrecht war.  

§ 17 

Besondere Ernennungserfordernisse 

(1) Zusätzlich zu den allgemeinen Erfordernissen (§ 16) kann die Landesregierung durch 

Verordnung besondere Ernennungserfordernisse festlegen. Dabei ist insbesondere auf die 

Art der Verwendung, die damit verbundenen Aufgaben sowie die Ausbildung (wie 

Hochschulstudium, Reifeprüfung, Fachdienstausbildung entsprechend den Berufsbildern) 

Bedacht zu nehmen. § 5 Abs. 5 gilt sinngemäß.  

(1a) Die Dienstbehörde ist vor der Heranziehung einer Beamtin oder eines Beamten zu 

Tätigkeiten an Einrichtungen zur Betreuung, Erziehung oder Unterrichtung von Kindern und 

Jugendlichen zur Einholung von Auskünften gemäß § 9a Abs. 2 Strafregistergesetz 1968 

ermächtigt.  

(2) Die Ausbildungen und Prüfungen sind durch staatsgültige Zeugnisse, die Erlernung 

eines Lehrberufs ist nach den Bestimmungen des Berufsausbildungsgesetzes oder des 

Oö. Land- und forstwirtschaftlichen Berufsausbildungsgesetzes 1991 nachzuweisen. Ein 

Hochschulstudium hat abgeschlossen, wer den Diplomgrad nach Hochschulstudienrecht 

erworben hat. 

(3) Für Personen gemäß § 2 Z 2 bis 4 Oö. BAG gilt hinsichtlich der besonderen 

Ernennungserfordernisse ergänzend § 73 Abs. 2 und 3 Oö. GDG 2002. 

(3) Für Personen mit der Staatsangehörigkeit eines Staates, dessen Angehörigen 

Österreich auf Grund von Staatsverträgen im Rahmen der europäischen Integration und 

davon abgeleitetem Recht dieselben Rechte für den Berufszugang zu gewähren hat wie 

Inländern, gilt hinsichtlich der besonderen Ernennungserfordernisse ergänzend § 73 Abs. 3 

bis 7 Oö. GDG 2002, sofern die Anerkennung nicht nach speziellen bundesgesetzlichen oder 

landesgesetzlichen Regelungen zu erfolgen hat. 
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Landesgesetz über das Dienst- und Gehaltsrecht der Bediensteten der 

oö. Gemeinden (mit Ausnahme der Städte mit eigenem Statut) und Gemeindeverbände 

(Oö. Gemeinde-Dienstrechts- und Gehaltsgesetz 2002 - Oö. GDG 2002) 

 

2. HAUPTSTÜCK 

DIENSTRECHTLICHE BESTIMMUNGEN FÜR VERTRAGSBEDIENSTETE 

BEGINN UND ENDE DES DIENSTVERHÄLTNISSES 

§ 17 

Aufnahme 

(1) Als Vertragsbedienstete dürfen nur Personen aufgenommen werden, bei denen 

nachstehende Voraussetzungen zutreffen: 

 1. die österreichische Staatsbürgerschaft; 

 2. die volle Handlungsfähigkeit, ausgenommen ihre Beschränkung wegen 

Minderjährigkeit; 

 3. die persönliche, insbesondere gesundheitliche, und fachliche Eignung für die 

Erfüllung der Aufgaben, die mit der vorgesehenen Verwendung verbunden sind, 

sowie die Erfüllung der in besonderen Vorschriften festgesetzten Bedingungen und 

 4. ein Lebensalter von mindestens 17 Jahren. 

(2) Wenn es sich nicht um Verwendungen handelt, die österreichischen 

Staatsbürgerinnen oder Staatsbürgern vorbehalten sind (§ 144 Abs. 2), wird die 

Voraussetzung des Abs. 1 Z 1 auch von Personen gemäß § 2 Z 2 bis 4 

Oö. Berufsqualifikationen-Anerkennungsgesetz (Oö. BAG) erfüllt. 

(2) Wenn es sich nicht um Verwendungen handelt, die österreichischen Staatsbürgern 

(Inländern) vorbehalten sind (§ 144 Abs. 2), wird die Voraussetzung des Abs. 1 Z 1 auch 

durch die Staatsangehörigkeit eines Staates erfüllt, dessen Angehörigen Österreich auf 

Grund von Staatsverträgen im Rahmen der europäischen Integration und davon 

abgeleitetem Recht dieselben Rechte für den Berufszugang zu gewähren hat wie Inländern.  

(3) Zur Feststellung der gesundheitlichen Eignung gemäß § 17 Abs. 1 Z 3 ist ein 

Gutachten eines Amtsarztes (einer Amtsärztin) der örtlichen Bezirkshauptmannschaft oder 

eines Vertrauensarztes (einer Vertrauensärztin) des Dienstgebers einzuholen. Die Kosten 

dieses Gutachtens hat die Gemeinde zu tragen. Bei Personen mit Behinderung hat das 

Gutachten Ausführungen über die gesundheitliche Eignung des Bewerbers (der Bewerberin) 

im Hinblick auf die vorgesehene Verwendung zu enthalten. Dabei ist auf eine vertretbare 

behindertengerechte Gestaltung des Arbeitsplatzes sowie die Möglichkeit etwaiger 

Zurverfügungstellung von Arbeitsassistenz Bedacht zu nehmen.  

(4) Die Voraussetzung der fachlichen Eignung gemäß Abs. 1 Z 3 umfasst auch die 

Beherrschung der deutschen Sprache in Wort und Schrift. Bei Verwendungen, für deren 

Ausübung die Beherrschung der deutschen Sprache in geringerem Umfang genügt, ist ihre 

Beherrschung in dem für diese Verwendung erforderlichen Ausmaß nachzuweisen.  

(4a) Vor der Heranziehung von Bediensteten zu Tätigkeiten an Einrichtungen zur 

Betreuung, Erziehung oder Unterrichtung von Kindern und Jugendlichen ist der Dienstgeber 

zur Einholung von Auskünften gemäß § 9a Abs. 2 Strafregistergesetz 1968 ermächtigt.  
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(4b) Auf Dienstverhältnisse nach § 16 Abs. 1 Z 3, 4, 5 und 6 ist Abs. 4a sinngemäß 

anzuwenden.  

(5) Wenn geeignete Bewerber(innen), die das betreffende Erfordernis erfüllen, nicht zur 

Verfügung stehen oder wenn es aus sozialen Gründen oder zur Erfüllung gesetzlicher 

Verpflichtungen der Gemeinde erforderlich ist, kann von den Voraussetzungen des Abs. 1 

Z 1, 3 und 4 abgesehen werden. Überdies kann die Landesregierung durch Verordnung 

festlegen, dass für bestimmte, genau zu umschreibende Verwendungen abweichend vom 

Abs. 1 Z 4 ein Lebensalter von mindestens 15 Jahren ausreicht. 

(6) Eine vor Vollendung des 18. Lebensjahres im Dienstverhältnis zurückgelegte Zeit ist 

für Rechte, die von der Dauer des Dienstverhältnisses oder von der Dauer einer bestimmten 

Dienstzeit abhängen, nur für die Berechnung des Besoldungsdienstalters und in den Fällen 

der §§ 120, 168 und 181 zu berücksichtigen.  

(7) Wird ein(e) Bedienstete(r) aus einem Gemeindedienstverhältnis, auf das die 

Bestimmungen dieses Landesgesetzes nicht anzuwenden waren, in ein Dienstverhältnis 

übernommen, das in den Anwendungsbereich dieses Landesgesetzes fällt, so ist er (sie) 

vom Zeitpunkt der Übernahme an so zu behandeln, als ob er (sie) schon während der Zeit 

des früheren Dienstverhältnisses Vertragsbedienstete(r) nach diesem Landesgesetz 

gewesen wäre.  

(8) Der (Die) Vertragsbedienstete hat beim Dienstantritt dem Bürgermeister (der 

Bürgermeisterin) oder einem von diesem (dieser) beauftragten Organ zu geloben, die 

Verfassung und die übrigen Gesetze zu beachten und die Pflichten eines (einer) 

Vertragsbediensteten treu und gewissenhaft zu erfüllen. 

(9) Zuständig für die Aufnahme bzw. Bestellung des Leiters (der Leiterin) des 

Gemeindeamts ist der Gemeinderat. 

(10) Der Beschluss des Gemeinderats über die Aufnahme oder Bestellung einer Person 

als Leiter(in) des Gemeindeamts ist der Landesregierung zur Kenntnis zu bringen.  

4. HAUPTSTÜCK 

DIENSTRECHTLICHE BESTIMMUNGEN FÜR VERTRAGSBEDIENSTETE  

UND BEAMTE 

1. ABSCHNITT 

AUS- UND FORTBILDUNG 

§ 73 

Anerkennung von Ausbildungsnachweisen 

(1) Die Ausbildungen und Prüfungen sind durch staatsgültige Zeugnisse, die Erlernung 

eines Lehrberufs ist nach den Bestimmungen des Berufsausbildungsgesetzes oder des 

Oö. Land- und forstwirtschaftlichen Berufsausbildungsgesetzes 1991 nachzuweisen. Ein 

Hochschulstudium hat abgeschlossen, wer den Diplomgrad nach dem 

Hochschulstudienrecht erworben hat. 

(2) Für die Anerkennung von Berufsqualifikationen im Rahmen dieses Landesgesetzes 

gilt das Oö. BAG, soweit nicht in diesem Landesgesetz ausdrücklich anderes normiert ist und 

sofern die Anerkennung nicht nach speziellen bundesgesetzlichen oder landesgesetzlichen 

Regelungen zu erfolgen hat. 
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(3) Eine von einer österreichischen Gebietskörperschaft ausgesprochene Anerkennung 

einer Berufsqualifikation, eines Berufspraktikums oder einer Berufserfahrung, die in einem 

Staat gemäß § 1 Z 1 Oö. BAG erworben wurden, gilt als Anerkennung im Sinn dieses 

Landesgesetzes.  

(2) Für Inländer(innen) und für sonstige Personen mit der Staatsangehörigkeit eines 

Landes, dessen Angehörigen Österreich auf Grund von Staatsverträgen im Rahmen der 

europäischen Integration und davon abgeleitetem Recht dieselben Rechte für den 

Berufungszugang (Anm: Richtig: Berufszugang) zu gewähren hat wie Inländer(inne)n, gelten 

hinsichtlich der besonderen Ernennungserfordernisse und der Einreihung ergänzend die 

Abs. 3 bis 7, sofern die Anerkennung nicht nach speziellen bundesgesetzlichen oder 

landesgesetzlichen Regelungen zu erfolgen hat.  

(3) Personen mit einem Ausbildungsnachweis, der zum unmittelbaren Zugang zu einem 

Beruf im öffentlichen Dienst des Herkunftslandes berechtigt, erfüllen die entsprechenden 

besonderen Erfordernisse für eine Verwendung, die diesem Beruf im Wesentlichen 

entspricht, wenn 

 1. diese Entsprechung gemäß Abs. 5 festgestellt worden ist und 

 2. a) eine Anerkennung gemäß Abs. 5 ohne Festlegung zusätzlicher Erfordernisse 

ausgesprochen worden ist oder 

 b) die in der Anerkennung gemäß Abs. 5 festgelegten zusätzlichen Erfordernisse 

erbracht worden sind. 

(4) Ausbildungsnachweise nach Abs. 3 sind Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstige 

Befähigungsnachweise gemäß Art. 3 Abs. 1 Buchstabe c i.V.m. Art. 11 und nach Art. 3 

Abs. 3 gleichgestellte Nachweise der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen, 

ABl.Nr. L 255 vom 30.9.2005, S. 22, berichtigt durch ABl. Nr. L 271 vom 16.10.2007, S 18 

bis 19, ABl. Nr. L 93 vom 4.4.2008, S 28 bis 31 und ABl. Nr. L 33 vom 3.2.2009, S 49.  

(5) Die Dienstbehörde hat auf Antrag eines Bewerbers (einer Bewerberin) nach Abs. 2 

um eine Inländern (Inländerinnen) nicht vorbehaltene Verwendung im Einzelfall zu 

entscheiden, 

 1. ob ein im Abs. 3 genannter Beruf im öffentlichen Dienst des Herkunftslandes der 

angestrebten Verwendung im Wesentlichen entspricht und 

 2. ob, in welcher Weise und in welchem Umfang es die Bedachtnahme auf die 

Erfordernisse der Verwendung verlangt, für die Anerkennung des 

Ausbildungsnachweises nach Abs. 4 Ausgleichsmaßnahmen gemäß Art. 3 Abs. 1 

Buchstaben g und h i.V.m. Art. 14 der Richtlinie 2005/36/EG festzulegen. 

Verlangt die Dienstbehörde die Absolvierung eines Anpassungslehrgangs oder einer 

Eignungsprüfung im Sinn des Art. 3 Abs. 1 Buchstaben g und h i.V.m. Art. 14 der Richtlinie 

2005/36/EG, weil sich die im Herkunftsland erworbenen Kenntnisse wesentlich von den nach 

diesem Landesgesetz geforderten Kenntnissen unterscheiden, so muss sie zuvor prüfen, ob 

die vom Bewerber (von der Bewerberin) während seiner (ihrer) Berufserfahrung in einem 

Mitgliedstaat oder einem Drittstaat erworbenen Kenntnisse die wesentlichen Unterschiede, 

auf die in Z 2 Bezug genommen wird, ganz oder teilweise abdecken. Bei der Auferlegung 
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einer Ausgleichsmaßnahme steht dem Antragsteller (der Antragstellerin), von den Fällen des 

Art. 14 Abs. 3 der Richtlinie 2005/36/EG abgesehen, das Wahlrecht zu.  

(6) Auf das Verfahren gemäß Abs. 5 ist das AVG anzuwenden. Der Bescheid ist 

abweichend vom § 73 Abs. 1 AVG spätestens vier Monate nach Vorliegen der vollständigen 

Unterlagen des (der) Betreffenden zu erlassen. Dem Antragsteller (Der Antragstellerin) ist 

binnen eines Monats der Empfang der Unterlagen zu bestätigen und gegebenenfalls 

mitzuteilen, welche Unterlagen fehlen. Ausgleichsmaßnahmen nach Abs. 5 entfallen, sofern 

auf Grundlage einer gemeinsamen Plattform im Sinn des Art. 15 der Richtlinie 2005/36/EG 

die Befreiung von Ausgleichsmaßnahmen nach Art. 14 der Richtlinie 2005/36/EG festgelegt 

wurde.  

(7) Eine von einer österreichischen Gebietskörperschaft ausgesprochene Anerkennung 

einer Ausbildung bzw. Berufspraxis, die in einem Land erworben wurde, dessen 

Angehörigen Österreich auf Grund eines Staatsvertrags im Rahmen der europäischen 

Integration dieselben Rechte für den Berufszugang zu gewähren hat wie Inländer (inne)n, gilt 

als Anerkennung im Sinn des Abs. 5. 
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Landesgesetz, mit dem das Oö. Kinderbetreuungs-Dienstgesetz 2014  

(Oö. KB-DG 2014) erlassen wird 

 

2. Abschnitt 

Anstellungserfordernisse 

§ 7 

Nachweis des fachlichen Anstellungserfordernisses und Diplomanerkennung 

(1) Die in den §§ 4 und 6 angeführten Prüfungen sind durch Zeugnisse öffentlicher oder 

mit dem Öffentlichkeitsrecht ausgestatteter Schulen oder staatlicher Prüfungskommissionen, 

die auf Grund schulrechtlicher Vorschriften eingerichtet sind, nachzuweisen. 

(2) Für die Anerkennung von Berufsqualifikationen im Rahmen dieses Landesgesetzes 

gilt das Oö. Berufsqualifikationen-Anerkennungsgesetz (Oö. BAG), soweit nicht in diesem 

Landesgesetz ausdrücklich anderes normiert ist. 

(3) Berufsqualifikationen, die nicht unter § 1 Z 1 Oö. BAG fallen, sind als Nachweis 

gemäß Abs. 1 nur zuzulassen, wenn sie schulbehördlich österreichischen Zeugnissen der 

verlangten Art als gleichwertig anerkannt (nostrifiziert) worden sind. 

(4) Die Landesregierung hat nähere Vorschriften für die Durchführung der 

Anpassungslehrgänge und Eignungsprüfungen (§§ 7 und 15 Oö. BAG) durch Verordnung zu 

erlassen. In dieser Verordnung ist sicherzustellen, dass die pädagogischen Fachkräfte die 

für die Erfüllung der Aufgaben der jeweiligen Kinderbetreuungseinrichtung nach § 4 Oö. KBG 

erforderliche Qualifikation unter Bedachtnahme auf die Lehrpläne der Bildungsanstalten für 

Elementarpädagogik und Bildungsanstalten für Sozialpädagogik erlangen. 

(5) Die Prüfungsgebiete für die Eignungsprüfungen sind unter Bedachtnahme auf die 

jeweiligen Lehrpläne der Bildungsanstalt für Elementarpädagogik und Bildungsanstalt für 

Sozialpädagogik festzusetzen. Die Landesregierung hat je nach Art des Prüfungsgebiets 

auszusprechen, ob die Prüfung schriftlich oder mündlich, nur schriftlich oder nur mündlich 

oder auch praktisch abzulegen ist. Zur Durchführung der Prüfung sind eine Vertreterin bzw. 

ein Vertreter der nach der Geschäftseinteilung des Amtes der Oö. Landesregierung für die 

Angelegenheiten der Kinderbetreuung zuständigen Abteilung als Vorsitzende bzw. 

Vorsitzender sowie die erforderliche Zahl von Prüferinnen und Prüfern mit Lehrbefähigung 

oder sonstiger fachlicher Befähigung zu bestellen. Die Leistungen der Bewerberin bzw. des 

Bewerbers sind in jedem Prüfungsgebiet „mit Erfolg abgelegt“ oder „nicht bestanden“ zu 

beurteilen. Über die Prüfung ist von der Vorsitzenden bzw. vom Vorsitzenden der 

Prüfungskommission ein Protokoll zu führen. Wurde die Leistung mit „nicht bestanden“ 

beurteilt, so sind die maßgebenden Gründe zusammengefasst zu vermerken. Der 

Bewerberin bzw. dem Bewerber ist auf Verlangen Einsicht in das Prüfungsprotokoll zu 

gewähren. Die Bewerberin bzw. der Bewerber ist für den Fall, dass sie bzw. er die 

Eignungsprüfung nicht besteht, zur nochmaligen Ablegung im nächstfolgenden Kalenderjahr 

berechtigt. 

(6) Eine von einem anderen Bundesland ausgesprochene Anerkennung einer 

Berufsqualifikation oder eines Berufspraktikums, die in einem Staat gemäß § 1 Z 1 Oö. BAG 

erworben wurden, gilt als Anerkennung im Sinn dieses Landesgesetzes. 
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(7) Ausbildungs- und Prüfungsnachweise nach diesem Landesgesetz entsprechen dem 

Qualifikationsniveau des Art. 11 lit. c sublit. i der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung von 

Berufsqualifikationen, ABl. Nr. L 255 vom 30.9.2005, S 22, in der Fassung der Richtlinie 

2013/55/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. November 2013, ABl. 

Nr. L 354 vom 28.12.2013, S 132.  

(2) Von anderen Staaten als von Staaten gemäß Abs. 9 ausgestellte Zeugnisse sind als 

Nachweis gemäß Abs. 1 nur zuzulassen, wenn sie schulbehördlich österreichischen 

Zeugnissen der verlangten Art als gleichwertig anerkannt (nostrifiziert) worden sind. 

(3) Soweit nicht Abs. 2 anzuwenden ist, hat die Landesregierung dem Antrag einer bzw. 

eines Staatsangehörigen eines Staates, dessen Angehörigen Österreich auf Grund von 

Staatsverträgen im Rahmen der europäischen Integration dieselben Rechte zu gewähren hat 

wie Inländern, binnen vier Monaten stattzugeben, wenn diese Befähigungs- oder 

Ausbildungsnachweise vorliegen, die den Anforderungen des Art. 13 Abs. 1 oder 2 der 

Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 

über die Anerkennung von Berufsqualifikationen, ABl. Nr. L 255 vom 30.9.2005, S 22, 

entsprechen. 

(4) Sind die gemäß Abs. 3 vorgelegten Zeugnisse über die in einem Staat gemäß Abs. 9 

erworbene Ausbildung oder Befähigung im Hinblick auf die durch diese vermittelten 

Fähigkeiten und Kenntnisse nicht als dem entsprechenden inländischen Zeugnis gleichwertig 

anzusehen, hat die Landesregierung zu prüfen, ob die während der Berufserfahrung 

erworbenen Kenntnisse die wesentlichen Unterschiede zu den verlangten inländischen 

Qualifikationen abdecken. Decken die erworbenen Qualifikationen die Unterschiede nicht zur 

Gänze ab, hat die Landesregierung die Anerkennung gemäß Abs. 3 nach Maßgabe des 

Abs. 5 unter der Bedingung auszusprechen, dass die fehlenden wesentlichen Qualifikationen 

von der antragstellenden Person wahlweise entweder durch die Absolvierung eines 

höchstens dreijährigen Anpassungslehrgangs oder die Ablegung einer Eignungsprüfung 

nachzuweisen sind. 

(5) Die Absolvierung eines Anpassungslehrgangs oder die Ablegung einer 

Eignungsprüfung kann als Bedingung gemäß Abs. 4 vorgeschrieben werden, wenn 

 1. die von der antragstellenden Person nachgewiesene Ausbildungsdauer um 

mindestens ein Jahr geringer ist als die für die beabsichtigte Berufsausübung nach 

diesem Landesgesetz sonst geforderte Ausbildungsdauer oder 

 2. die bisherige Ausbildung sich auf Fächer bezieht, die sich wesentlich von der 

Ausbildung gemäß § 4 unterscheiden. 

Fächer, die sich wesentlich unterscheiden, sind solche, deren Kenntnis eine 

unbedingt erforderliche Voraussetzung für die Ausübung des Berufs ist und bei denen 

die bisherige Ausbildung der antragstellenden Person bedeutende Abweichungen 

hinsichtlich Dauer und Inhalt gegenüber der nach § 1 geforderten Ausbildung 

aufweist. Unter Anpassungslehrgängen sind Anpassungslehrgänge im Sinn des Art. 3 

lit. g der Richtlinie 2005/36/EG zu verstehen. Unter Eignungsprüfungen sind 

Eignungsprüfungen im Sinn des Art. 3 lit. h der Richtlinie 2005/36/EG zu verstehen. 
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(6) Die Landesregierung hat nähere Vorschriften für die Durchführung der 

Anpassungslehrgänge und Eignungsprüfungen (Abs. 5) durch Verordnung zu erlassen. In 

dieser Verordnung ist sicherzustellen, dass die pädagogischen Fachkräfte die für die 

Erfüllung der Aufgaben der jeweiligen Kinderbetreuungseinrichtung nach § 4 Oö. KBG 

erforderliche Qualifikation unter Bedachtnahme auf die Lehrpläne der Bildungsanstalten für 

Kindergartenpädagogik und Bildungsanstalten für Sozialpädagogik erlangen. 

(7) Die Prüfungsgebiete für die Eignungsprüfungen sind unter Bedachtnahme auf die 

jeweiligen Lehrpläne der Bildungsanstalt für Kindergartenpädagogik und Bildungsanstalt für 

Sozialpädagogik festzusetzen. Die Landesregierung hat je nach Art des Prüfungsgebiets 

auszusprechen, ob die Prüfung schriftlich oder mündlich, nur schriftlich oder nur mündlich 

oder auch praktisch abzulegen ist. Zur Durchführung der Prüfung sind eine Vertreterin bzw. 

ein Vertreter der nach der Geschäftseinteilung des Amtes der Oö. Landesregierung für die 

Angelegenheiten der Kinderbetreuung zuständigen Abteilung als Vorsitzende bzw. 

Vorsitzender sowie die erforderliche Zahl von Prüferinnen und Prüfern mit Lehrbefähigung 

oder sonstiger fachlicher Befähigung zu bestellen. Die Leistungen der Bewerberin bzw. des 

Bewerbers sind in jedem Prüfungsgebiet „mit Erfolg abgelegt“ oder „nicht bestanden“ zu 

beurteilen. Über die Prüfung ist von der Vorsitzenden bzw. vom Vorsitzenden der 

Prüfungskommission ein Protokoll zu führen. Wurde die Leistung mit „nicht bestanden“ 

beurteilt, so sind die maßgebenden Gründe zusammengefasst zu vermerken. Der 

Bewerberin bzw. dem Bewerber ist auf Verlangen Einsicht in das Prüfungsprotokoll zu 

gewähren. Die Bewerberin bzw. der Bewerber ist für den Fall, dass sie bzw. er die 

Eignungsprüfung nicht besteht, zur nochmaligen Ablegung im nächstfolgenden Kalenderjahr 

berechtigt. 

(8) Eine in einem anderen Bundesland ausgesprochene Anerkennung einer in einem 

Staat gemäß Abs. 9 erworbenen Ausbildung entspricht der Anerkennung im Sinn des Abs. 3. 

(9) Staaten im Sinn der Abs. 2, 4 und 8 sind 

 1. die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, 

 2. die Vertragsparteien des Europäischen Wirtschaftsraums sowie 

 3. die Schweizerische Eidgenossenschaft. 
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Landesgesetz über die Hilfen für Familien und Erziehungshilfen für Kinder und 

Jugendliche (Oö. Kinder- und Jugendhilfegesetz 2014 - Oö. KJHG 2014) 

 

1. HAUPTSTÜCK 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

§ 11 

Personal 

(1) Für die Erbringung von Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe sind nur Fachkräfte 

heranzuziehen, die für den jeweiligen Tätigkeitsbereich ausgebildet und persönlich geeignet 

sind. Bei Aufgabenbereichen oder Fragestellungen, deren Einschätzung psychologische, 

rechtliche oder wirtschaftliche Sachkenntnisse erfordern, ist auf eine interdisziplinäre 

Wahrnehmung der Aufgaben des Kinder- und Jugendhilfeträgers zu achten. Die 

Heranziehung sonstiger geeigneter Kräfte ist zulässig, sofern Art und Umfang der Tätigkeit 

keine Fachausbildung erfordern. 

(2) Die Landesregierung hat erforderlichenfalls die Ausbildungs- und 

Eignungsvoraussetzungen sowie die Anzahl der erforderlichen Fachkräfte festzulegen. 

Dabei ist auf fachliche Standards, wissenschaftliche Erkenntnisse sowie die 

Bevölkerungsgruppen, die die Leistungen in Anspruch nehmen, Bedacht zu nehmen. 

(3) Als Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter dürfen nur Personen eingesetzt werden, 

die eine gültige Ausbildung für Sozialarbeit absolviert haben; gültige Ausbildungen in der 

Republik Österreich sind der Abschluss 

 1. einer öffentlichen oder mit Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten inländischen Akademie 

für Sozialarbeit oder 

 2. eines Diplomstudiengangs „Sozialarbeit“ einer inländischen Fachhochschule oder 

 3. eines Bachelor-Studiengangs „Soziale Arbeit“ einer inländischen Fachhochschule 

oder 

 4. eines Master-Studiengangs „Soziale Arbeit", wenn ausreichende Kenntnisse in den 

Bereichen berufliche Handlungskompetenz und Familiensozialarbeit sowie des 

Familienrechts und des Kinder- und Jugendhilferechts nachgewiesen werden. 

(4) Die unmittelbaren Vorgesetzten des Fachpersonals jener Organisationseinheit der 

Bezirksverwaltungsbehörden, die für die Angelegenheiten der Kinder- und Jugendhilfe 

zuständig sind, haben die Voraussetzungen gemäß Abs. 3 zu erfüllen und eine mehrjährige 

Berufserfahrung im Aufgabenbereich der Kinder- und Jugendhilfe nachzuweisen. Vom 

Vorliegen der Voraussetzungen gemäß Abs. 3 kann abgesehen werden, wenn 

 1. die Erfüllung der mit dieser Verwendung verbundenen Aufgaben gesichert erscheint 

und 

 2. eine mindestens sechsjährige Praxis im Aufgabenbereich der öffentlichen Kinder- und 

Jugendhilfe nachgewiesen wird sowie 

 3. keine wichtigen öffentlichen Interessen, insbesondere solche zum Schutz von Kindern 

und Jugendlichen, entgegenstehen. 

(5) Das Land und die Städte mit eigenem Statut haben für die regelmäßige Fortbildung 

ihres mit den Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe betrauten Fachpersonals vorzusorgen. 

Supervision ist regelmäßig und im erforderlichen Ausmaß zu ermöglichen. 
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(6) Für die Fortbildung und Supervision des Personals von privaten Kinder- und 

Jugendhilfeeinrichtungen haben deren Rechtsträger vorzusorgen. Das Land kann dabei 

nach Maßgabe der im jeweiligen Voranschlag des Landes Oberösterreich vorgesehenen 

Mittel finanzielle Unterstützung leisten und eigenes Fachpersonal zur Verfügung stellen. 

(7) Für die Anerkennung von Berufsqualifikationen im Rahmen dieses Landesgesetzes 

gilt das Oö. Berufsqualifikationen-Anerkennungsgesetz (Oö. BAG), soweit nicht in diesem 

Landesgesetz ausdrücklich anderes normiert ist. 
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Landesgesetz vom 3. Juli 1991 über die Regelung der Berufsausbildung in der Land- 

und Forstwirtschaft (Oö. Land- und forstwirtschaftliches 

Berufsausbildungsgesetz 1991 - Oö. LFBAG 1991) 

 

INHALTSVERZEICHNIS 

I. HAUPTSTÜCK 

Allgemeine Bestimmungen 

§  1 Geltungsbereich 

§  2 Begriffsbestimmungen 

§  3 Anwendung der Berufsausbildungsvorschriften anderer Bundesländer 

§ 3a Anerkennung von Berufsqualifikationen innerhalb des Anwendungsbereichs 

des Oö. BAG 

§  3a Berufsausbildung im Gebiet eines Staates, dessen Angehörigen Österreich auf 

Grund von Staatsverträgen im Rahmen der europäischen Integration dieselben 

Rechte zu gewähren hat wie Inländern 

§ 4 Anerkennung von Berufsqualifikationen außerhalb des Anwendungsbereichs 

des Oö. BAG 

§  4 Berufsausbildung außerhalb des Gebiets eines Staates, dessen Angehörigen 

Österreich auf Grund von Staatsverträgen im Rahmen der europäischen 

Integration dieselben Rechte zu gewähren hat wie Inländern 

 

I. HAUPTSTÜCK 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 3a 

Anerkennung von Berufsqualifikationen innerhalb  

des Anwendungsbereichs des Oö. BAG 

Berufsausbildung im Gebiet eines Staats, 

dessen Angehörigen Österreich auf Grund von 

Staatsverträgen im Rahmen der europäischenIntegration 

dieselben Rechte zu gewähren hat wie Inländern 

(1) Für die Anerkennung von Berufsqualifikationen im Rahmen dieses Landesgesetzes 

gilt das Oö. Berufsqualifikationen-Anerkennungsgesetz (Oö. BAG), soweit nicht in diesem 

Landesgesetz ausdrücklich anderes normiert ist. 

(2) Entsprechend dem § 12 Oö. BAG ist die Berufsbezeichnung „Meisterin oder Meister“ 

bzw. „Facharbeiterin oder Facharbeiter“ in Verbindung mit der Bezeichnung des 

Ausbildungsgebiets (§ 31 Abs. 2 oder 4) zuzuerkennen.  

(1) Unbeschadet des § 3 wird eine 

 1. von Inländern, 

 2. von Angehörigen eines Staats, dessen Angehörigen Österreich auf Grund von 

Staatsverträgen im Rahmen der europäischen Integration dieselben Rechte zu 

gewähren hat wie Inländern, oder 

 3. von Personen, die über einen Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EG“ (§ 45 

Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz – NAG) verfügen, 
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außerhalb Oberösterreichs im Gebiet eines Staats, dessen Angehörigen Österreich auf 

Grund von Staatsverträgen im Rahmen der europäischen Integration dieselben Rechte 

zu gewähren hat wie Inländern, absolvierte Ausbildung (z. B. Lehrzeit, Besuch von 

Kursen, Lehrgängen, Schulen und Universitäten) der nach diesem Landesgesetz 

verlangten Ausbildung nach Maßgabe der Gleichwertigkeit der vermittelten und 

erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten gleichgehalten. 

(2) Die Land- und forstwirtschaftliche Lehrlings- und Fachausbildungsstelle hat auf 

Antrag binnen vier Monaten einer im Abs. 1 genannten Person seine im Gebiet einer 

Vertragspartei erfolgte land- und forstwirtschaftliche Berufsausbildung als mit der nach 

diesem Landesgesetz verlangten Berufsausbildung gleichwertig festzustellen. Bei 

festgestellter Gleichwertigkeit ist die entsprechende Berufsbezeichnung „Meister“ oder 

„Facharbeiter“ in Verbindung mit der Bezeichnung des Ausbildungsgebiets (§ 31 Abs. 2 oder 

4) zuzuerkennen. 

 (3) Ist die von der Antragstellerin oder vom Antragsteller erworbene Berufsausbildung 

nicht als gleichwertig im Sinn des Abs. 2 anzusehen, hat die Land- und forstwirtschaftliche 

Lehrlings- und Fachausbildungsstelle zu prüfen, ob die von der Antragstellerin oder vom 

Antragsteller während ihrer oder seiner Berufspraxis in einem Mitgliedstaat oder einem 

Drittland erworbenen Kenntnisse die fehlenden Qualifikationen abdecken. Decken diese 

Kenntnisse die fehlenden Qualifikationen nicht ab, ist nach Maßgabe des Abs. 4 die 

Gleichwertigkeit sowie die Zuerkennung der entsprechenden Berufsbezeichnung unter der 

Bedingung auszusprechen, dass der Erwerb der fehlenden Qualifikationen von der 

Antragstellerin oder vom Antragsteller – nach ihrer oder seiner Wahl – entweder durch einen 

Anpassungslehrgang im Sinn des Art. 3 lit. g oder durch eine Eignungsprüfung im Sinn des 

Art. 3 lit. h der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rats vom 

7. September 2005, ABl.Nr. L 255 vom 30.9.2005 über die Anerkennung von 

Berufsqualifikationen nachzuweisen ist. 

(4) Wenn 

 1. die von der Antragstellerin oder vom Antragsteller gemäß Abs. 2 nachgewiesene 

Ausbildung inhaltlich von der für die Erlangung des entsprechenden 

Befähigungsnachweises sonst vorgeschriebenen Ausbildung wesentlich abweicht 

oder 

 2. die von der Antragstellerin oder vom Antragsteller nachgewiesene Ausbildungsdauer 

um mindestens ein Jahr geringer ist als die für die beabsichtigte Berufsausübung 

nach diesem Landesgesetz sonst geforderte Ausbildungsdauer 

kann – je nach der von der Antragstellerin oder vom Antragsteller nachgewiesenen 

Berufsausbildung – nach Wahl der Antragstellerin oder des Antragstellers entweder die 

erfolgreiche Teilnahme an einem höchstens dreijährigen Anpassungslehrgang für den 

Meister oder einem höchstens zweijährigen Anpassungslehrgang für den Facharbeiter 

oder die Ablegung einer Eignungsprüfung als Bedingung gemäß Abs. 3 vorgeschrieben 

werden. Im Rahmen des vorgeschriebenen Anpassungslehrgangs oder der 

vorgeschriebenen Eignungsprüfung hat die Antragstellerin oder der Antragsteller den 

Erwerb der fehlenden Befähigung nachzuweisen. Unter Anpassungslehrgängen sind 

Anpassungslehrgänge im Sinn des Art. 3 lit. g der Richtlinie 2005/36/EG zu verstehen. 
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Unter Eignungsprüfungen sind Eignungsprüfungen im Sinn des Art. 3 lit. h der Richtlinie 

2005/36/EG zu verstehen. 

(5) Die Land- und forstwirtschaftliche Lehrlings- und Fachausbildungsstelle hat nähere 

Vorschriften für die Durchführung der Anpassungslehrgänge durch Verordnung zu erlassen, 

in der sicherzustellen ist, dass der Antragsteller die fehlenden Qualifikationen erlangen kann. 

Darin ist insbesondere die Art der Bewertung festzulegen und zu bestimmen, wer als 

qualifizierter Berufsangehöriger, unter dessen Verantwortung die Ausübung des jeweiligen 

Berufs erfolgen soll, fachlich befähigt ist. 

(6) Die Land- und forstwirtschaftliche Lehrlings- und Fachausbildungsstelle hat auf 

Antrag Bescheinigungen über eine Ausbildung nach diesem Landesgesetz auszustellen. 

(7) Die Land- und forstwirtschaftliche Lehrlings- und Fachausbildungsstelle kann durch 

Verordnung nähere Vorschriften im Hinblick auf die Gleichwertigkeit der Berufsausbildung in 

den Vertragsparteien festlegen. Dabei kann sie insbesondere vorsehen, dass die 

erfolgreiche Ablegung einer bestimmten Prüfung im Gebiet einer Vertragspartei eine 

gleichwertige Prüfung oder Ausbildung darstellt. Weiters kann die Land- und 

forstwirtschaftliche Lehrlings- und Fachausbildungsstelle unter Bezugnahme auf bestimmte 

Prüfungen und Ausbildungen den Inhalt und die Dauer der abzulegenden 

Eignungsprüfungen und der zu absolvierenden Anpassungslehrgänge festlegen. 

(8) Ausbildungs- und Prüfungsnachweise nach diesem Landesgesetz entsprechen dem 

Qualifikationsniveau des Art. 11 lit. b sublit. i der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung von 

Berufsqualifikationen, ABl. Nr. L 255 vom 30.9.2005, S 22, in der Fassung der Richtlinie 

2013/55/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. November 2013, ABl. 

Nr. L 354 vom 28.12.2013, S 132. 

§ 4 

Anerkennung von Berufsqualifikationen außerhalb  

des Anwendungsbereichs des Oö. BAG 

Berufsausbildung außerhalb des Gebiets eines Staates, dessen 

Angehörigen Österreich auf Grund von Staatsverträgen im Rahmen der 

europäischen Integration dieselben Rechte zu gewähren hat wie 

Inländern 

(1) Auf Grund einer durch Staatsverträge über die Berufsausbildung in der Land- und 

Forstwirtschaft der inländischen Berufsausbildung gleichgestellten Ausbildung außerhalb des 

Gebiets eines Staates, dessen Angehörigen Österreich auf Grund von Staatsverträgen im 

Rahmen der europäischen Integration dieselben Rechte zu gewähren hat wie Inländern 

besteht Anspruch auf Führung der Berufsbezeichnungen nach diesem Landesgesetz. 

(2) Die Landesregierung kann darüber hinaus im Einzelfall mit Bescheid eine außerhalb 

des Gebiets eines Staates, dessen Angehörigen Österreich auf Grund von Staatsverträgen 

im Rahmen der europäischen Integration dieselben Rechte zu gewähren hat wie Inländern 

im Rahmen einer land- und forstwirtschaftlichen Berufsausbildung mit Erfolg abgelegte 

Prüfung anerkennen und die nach diesem Landesgesetz entsprechende Berufsbezeichnung 

zuerkennen, wenn der durchlaufene Ausbildungsgang im wesentlichen dem 

Ausbildungsgang nach diesem Landesgesetz gleichgesetzt werden kann. Ist die 
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Gleichsetzbarkeit nur in Teilbereichen gegeben, so kann die Landesregierung die Prüfung 

anerkennen und die Berufsbezeichnung zuerkennen, wenn eine Ergänzungsprüfung 

abgelegt wird. Diese Ergänzungsprüfung hat jene Prüfungsgegenstände zu umfassen, die im 

Ausbildungsgang des Bewerbers nicht in einem diesem Landesgesetz entsprechenden 

Ausmaß berücksichtigt wurden. 
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Landesgesetz vom 3. Dezember 1993 über das Dienstrecht der Beamten des Landes 

Oberösterreich (Oö. Landesbeamtengesetz 1993 - Oö. LBG) 

 

2. ABSCHNITT 

Beginn und Ende des Dienstverhältnisses der Beamten 

§ 5 

Allgemeine Pragmatisierungserfordernisse 

(1) Allgemeine Pragmatisierungserfordernisse sind 

 1. die österreichische Staatsbürgerschaft, 

 2. die volle Handlungsfähigkeit, 

 3. die persönliche, insbesondere gesundheitliche, und fachliche Eignung für die 

Erfüllung der Aufgaben, die mit der vorgesehenen Verwendung verbunden sind, und 

 4. ein Lebensalter von mindestens 19 und höchstens 45 Jahren zum Zeitpunkt der 

Pragmatisierung und von höchstens 40 Jahren beim Eintritt in den Landesdienst. 

(2) Wenn es sich nicht um Verwendungen handelt, die österreichischen 

Staatsbürgerinnen oder Staatsbürgern vorbehalten sind (§ 96), wird die Voraussetzung des 

Abs. 1 Z 1 auch von Personen gemäß § 2 Z 2 bis 4 Oö. Berufsqualifikationen-

Anerkennungsgesetz (Oö. BAG) erfüllt. 

(2) Wenn es sich nicht um Verwendungen handelt, die österreichischen Staatsbürgern 

(Inländern) vorbehalten sind (§ 96), wird das Erfordernis des Abs. 1 Z 1 auch durch die 

Staatsangehörigkeit eines Staates erfüllt, dessen Angehörigen Österreich auf Grund von 

Staatsverträgen im Rahmen der europäischen Integration und davon abgeleitetem Recht 

dieselben Rechte für den Berufszugang zu gewähren hat wie Inländern.  

(3) Das Erfordernis der fachlichen Eignung gemäß Abs. 1 Z 3 umfaßt auch die 

Beherrschung der deutschen Sprache in Wort und Schrift. Bei Verwendungen, für deren 

Ausübung die Beherrschung der deutschen Sprache in geringerem Umfang genügt, ist ihre 

Beherrschung in dem für diese Verwendung erforderlichen Ausmaß nachzuweisen. 

(4) Nicht pragmatisiert werden darf: 

 1. wer auf Grund einer gesetzlichen Bestimmung kein öffentliches Amt bekleiden darf; 

 2. wer durch Amtsverlust im Sinne des Strafgesetzbuches aus einem öffentlichen 

Dienstverhältnis ausgeschieden ist; 

 3. wer auf Grund eines Disziplinarerkenntnisses aus einem öffentlich-rechtlichen 

Dienstverhältnis entlassen worden ist; 

 4. wer bereits in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zum Land Oberösterreich 

gestanden ist, außer wenn dazwischen nur Dienstzeiten zu einer anderen 

inländischen Gebietskörperschaft bzw. einer Institution der Europäischen 

Gemeinschaft(en) lagen; 

 5. wer in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zu einer anderen inländischen 

Gebietskörperschaft steht. 

(5) Von mehreren Bewerbern, die die Pragmatisierungserfordernisse erfüllen, darf nur 

der pragmatisiert werden, von dem aufgrund seiner persönlichen und fachlichen Eignung 

anzunehmen ist, daß er die mit der Verwendung auf dem Dienstposten verbundenen 

Aufgaben in bestmöglicher Weise erfüllt. 
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(6) Darüber hinaus kann die Landesregierung im Hinblick auf die budgetären 

Auswirkungen, die für Beamte zur Verfügung stehenden Dienstposten sowie die 

Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit der Verwaltung weitere Voraussetzungen für die 

Pragmatisierung (insbesondere höheres Mindestalter, besonderer Arbeitserfolg, erforderliche 

Landesdienstzeit, Beschäftigungsausmaß, das nicht unter 20 Wochenstunden liegen darf) 

festsetzen. Die besonderen Erfordernisse für die Pragmatisierung ergeben sich aus dem 

4. und 5. Abschnitt dieses Landesgesetzes.  

(7) Die Nachsicht vom Höchstalter des Abs. 1 Z 4 und vom Abs. 4 Z 4 und von 

besonderen Pragmatisierungserfordernissen für einzelne Verwendungen (§ 26 und § 40) 

kann aus besonderen dienstlichen Gründen erteilt werden. 

(8) Eine gemäß Abs. 7 erteilte Nachsicht von einem bestimmten Erfordernis gilt auch für 

spätere Ernennungen des Beamten. 

4. ABSCHNITT 

Besondere Bestimmungen für Beamte der Allgemeinen Verwaltung 

§ 28 

Anerkennung von Ausbildungsnachweisen 

(1) Für die Anerkennung von Berufsqualifikationen im Rahmen dieses Landesgesetzes 

gilt das Oö. BAG, soweit nicht in diesem Landesgesetz ausdrücklich anderes normiert ist und 

sofern die Anerkennung nicht nach speziellen bundesgesetzlichen oder landesgesetzlichen 

Regelungen zu erfolgen hat. 

(2) Eine von einer österreichischen Gebietskörperschaft ausgesprochene Anerkennung 

einer Berufsqualifikation, eines Berufspraktikums oder einer Berufserfahrung, die in einem 

Staat gemäß § 1 Z 1 Oö. BAG erworben wurden, gilt als Anerkennung im Sinn dieses 

Landesgesetzes. 

§ 28 

Anerkennung von Ausbildungsnachweisen 

(1) Für Inländer und für sonstige Personen mit der Staatsangehörigkeit eines Landes, 

dessen Angehörigen Österreich auf Grund eines Staatsvertrags im Rahmen der 

europäischen Integration dieselben Rechte für den Berufszugang zu gewähren hat wie 

Inländern, gelten hinsichtlich der besonderen Ernennungserfordernisse und der Einreihung 

ergänzend die Abs. 2 bis 6, sofern die Anerkennung nicht nach speziellen 

bundesgesetzlichen oder landesgesetzlichen Regelungen zu erfolgen hat.  

(2) Personen mit einem Ausbildungsnachweis, der zum unmittelbaren Zugang zu einem 

Beruf im öffentlichen Dienst des Herkunftslandes berechtigt, erfüllen die entsprechenden 

besonderen Ernennungserfordernisse für eine Verwendung, die diesem Beruf im 

Wesentlichen entspricht, wenn 

 1. diese Entsprechung gemäß Abs. 4 festgestellt worden ist und 

 2. a) eine Anerkennung gemäß Abs. 4 ohne Festlegung zusätzlicher Erfordernisse 

ausgesprochen worden ist oder 

 b) die in der Anerkennung gemäß Abs. 4 festgelegten zusätzlichen Erfordernisse 

erbracht worden sind.  

(3) Ausbildungsnachweise nach Abs. 2 sind Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstige 

Befähigungsnachweise gemäß Art. 3 Abs. 1 Buchstabe c i.V.m. Art. 11 und nach Art. 3 
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Abs. 3 gleichgestellte Nachweise der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen, 

ABl.Nr. L 255 vom 30.9.2005, S. 22, berichtigt durch ABl.Nr. L 271 vom 16.10.2007, S. 18 - 

19, ABl.Nr. L 93 vom 4.4.2008, S. 28 - 35 und ABl.Nr. L 33 vom 3.2.2009, S. 49.  

(4) Die Dienstbehörde hat auf Antrag einer Bewerberin oder eines Bewerbers (Abs. 1) 

um eine Inländerinnen und Inländern nicht vorbehaltene Verwendung im Einzelfall zu 

entscheiden, 

 1. ob ein im Abs. 2 genannter Beruf im öffentlichen Dienst des Herkunftslandes der 

angestrebten Verwendung im Wesentlichen entspricht und 

 2. ob, in welcher Weise und in welchem Umfang es die Bedachtnahme auf die 

Erfordernisse der Verwendung verlangt, für die Anerkennung des 

Ausbildungsnachweises nach Abs. 3 Ausgleichsmaßnahmen gemäß Art. 3 Abs. 1 

Buchstaben g und h i. V.m. Art. 14 der Richtlinie 2005/36/EG festzulegen. 

Verlangt die Dienstbehörde die Absolvierung eines Anpassungslehrgangs oder einer 

Eignungsprüfung im Sinn des Art. 3 Abs. 1 Buchstaben g und h i.V.m. Art. 14 der Richtlinie 

2005/36/EG, weil sich die im Herkunftsland erworbenen Kenntnisse wesentlich von den nach 

diesem Landesgesetz geforderten Kenntnissen unterscheiden, so muss sie zuvor prüfen, ob 

die von der Bewerberin oder vom Bewerber während ihrer oder seiner Berufserfahrung in 

einem Mitgliedstaat oder einem Drittstaat erworbenen Kenntnisse die wesentlichen 

Unterschiede, auf die in Z 2 Bezug genommen wird, ganz oder teilweise abdecken. Bei der 

Auferlegung einer Ausgleichsmaßnahme steht der Antragstellerin oder dem Antragsteller, 

von den Fällen des Art. 14 Abs. 3 der Richtlinie 2005/36/EG abgesehen, das Wahlrecht zu.  

(5) Auf das Verfahren gemäß Abs. 4 ist das AVG anzuwenden. Der Bescheid ist 

abweichend vom § 73 Abs. 1 AVG spätestens vier Monate nach Vorliegen der vollständigen 

Unterlagen der oder des Betreffenden zu erlassen. Der Antragstellerin oder dem 

Antragsteller ist binnen eines Monats der Empfang der Unterlagen zu bestätigen und 

gegebenenfalls mitzuteilen, welche Unterlagen fehlen. Ausgleichsmaßnahmen nach Abs. 4 

entfallen, sofern auf Grundlage einer gemeinsamen Plattform im Sinn des Art. 15 der 

Richtlinie 2005/36/EG die Befreiung von Ausgleichsmaßnahmen nach Art. 14 der Richtlinie 

2005/36/EG festgelegt wurde.  

(6) Eine von einer österreichischen Gebietskörperschaft ausgesprochene Anerkennung 

einer Ausbildung bzw. Berufspraxis, die in einem Land erworben wurde, dessen 

Angehörigen Österreich auf Grund eines Staatsvertrages im Rahmen der europäischen 

Integration dieselben Rechte für den Berufszugang zu gewähren hat wie Inländern, gilt als 

Anerkennung im Sinn des Abs. 4. 
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Landesgesetz vom 3. Dezember 1993 über das Dienstrecht der 

Vertragsbediensteten des Landes Oberösterreich  

(Oö. Landes-Vertragsbedienstetengesetz - Oö. LVBG) 

 

1. ABSCHNITT 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 3 

Aufnahme 

(1) Als Vertragsbedienstete dürfen nur Personen aufgenommen werden, bei denen 

nachstehende Voraussetzungen zutreffen: 

 1. die österreichische Staatsbürgerschaft, 

 2. die volle Handlungsfähigkeit, ausgenommen ihre Beschränkung wegen 

Minderjährigkeit, 

 3. die persönliche, insbesondere gesundheitliche, und fachliche Eignung für die 

Erfüllung der Aufgaben, die mit der vorgesehenen Verwendung verbunden sind, 

sowie die Erfüllung der in besonderen Vorschriften festgesetzten Bedingungen und 

 4. ein Lebensalter von mindestens 17 Jahren. 

(2) Wenn es sich nicht um Verwendungen handelt, die österreichischen 

Staatsbürgerinnen oder Staatsbürgern vorbehalten sind (§ 11), wird die Voraussetzung des 

Abs. 1 Z 1 auch von Personen gemäß § 2 Z 2 bis 4 Oö. Berufsqualifikationen-

Anerkennungsgesetz (Oö. BAG) erfüllt. 

(2) Wenn es sich nicht um Verwendungen handelt, die österreichischen Staatsbürgern 

(Inländern) vorbehalten sind (§ 11), wird die Voraussetzung des Abs. 1 Z 1 auch durch die 

Staatsangehörigkeit eines Staates erfüllt, dessen Angehörigen Österreich auf Grund von 

Staatsverträgen im Rahmen der europäischen Integration und davon abgeleitetem Recht 

dieselben Rechte für den Berufszugang zu gewähren hat wie Inländern.) 

(2a) Zur Feststellung der gesundheitlichen Eignung gemäß Abs. 1 Z 3 ist ein Gutachten 

eines Amtsarztes oder Vertrauensarztes des Dienstgebers einzuholen. Bei Personen mit 

Behinderung ist dabei auf eine vertretbare behindertengerechte Gestaltung des 

Arbeitsplatzes sowie die Möglichkeit der Beistellung geeigneter Arbeitsmittel Bedacht zu 

nehmen.  

(3) Die Voraussetzung der fachlichen Eignung gemäß Abs. 1 Z 3 umfaßt auch die 

Beherrschung der deutschen Sprache in Wort und Schrift. Bei Verwendungen, für deren 

Ausübung die Beherrschung der deutschen Sprache in geringerem Umfang genügt, ist ihre 

Beherrschung in dem für diese Verwendung erforderlichen Ausmaß nachzuweisen. 

(3a) Vor der Heranziehung von Bediensteten zu Tätigkeiten an Einrichtungen zur 

Betreuung, Erziehung oder Unterrichtung von Kindern und Jugendlichen ist der Dienstgeber 

zur Einholung von Auskünften gemäß § 9a Abs. 2 Strafregistergesetz 1968 ermächtigt.  

(3b) Auf Dienstverhältnisse nach § 2 Abs. 2 Z 2, 4, 5, 6 und 7 ist Abs. 3a sinngemäß 

anzuwenden.  

(4) Wenn geeignete Bewerber, die das betreffende Erfordernis erfüllen, nicht zur 

Verfügung stehen oder wenn es aus sozialen Gründen oder zur Erfüllung gesetzlicher 

Verpflichtungen des Landes erforderlich ist, kann von den Voraussetzungen des Abs. 1 Z 1, 
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3 und 4 abgesehen werden. Überdies kann die Landesregierung festlegen, daß für 

bestimmte, genau zu umschreibende Verwendungen abweichend vom Abs. 1 Z 4 ein 

Lebensalter von mindestens 15 Jahren ausreicht. 

(5) Eine vor Vollendung des 18. Lebensjahres im Dienstverhältnis zurückgelegte Zeit ist 

für Rechte, die von der Dauer des Dienstverhältnisses oder von der Dauer einer bestimmten 

Dienstzeit abhängen, nur für die Berechnung des Besoldungsdienstalters und in den Fällen 

der §§ 22, 29 und 45 zu berücksichtigen.  

(6) Wird ein Bediensteter aus einem Landesdienstverhältnis, auf das die Bestimmungen 

dieses Landesgesetzes nicht anzuwenden waren, in ein Dienstverhältnis übernommen, das 

in den Anwendungsbereich dieses Landesgesetzes fällt, so ist er vom Zeitpunkt der 

Übernahme an so zu behandeln, als ob er schon während der Zeit des früheren 

Dienstverhältnisses Vertragsbediensteter nach diesem Landesgesetz gewesen wäre.  

§ 3a 

Anerkennung von Ausbildungsnachweisen 

(1) Für die Anerkennung von Berufsqualifikationen im Rahmen dieses Landesgesetzes 

gilt das Oö. BAG, soweit nicht in diesem Landesgesetz ausdrücklich anderes normiert ist und 

sofern die Anerkennung nicht nach speziellen bundesgesetzlichen oder landesgesetzlichen 

Regelungen zu erfolgen hat. 

(2) Eine von einer österreichischen Gebietskörperschaft ausgesprochene Anerkennung 

einer Berufsqualifikation, eines Berufspraktikums oder einer Berufserfahrung, die in einem 

Staat gemäß § 1 Z 1 Oö. BAG erworben wurden, gilt als Anerkennung im Sinn dieses 

Landesgesetzes. 

§ 3a 

Anerkennung von Ausbildungsnachweisen 

(1) Für Inländer und für sonstige Personen mit der Staatsangehörigkeit eines Landes, 

dessen Angehörigen Österreich auf Grund eines Staatsvertrags im Rahmen der 

europäischen Integration und davon abgeleitetem Recht dieselben Rechte für den 

Berufszugang zu gewähren hat wie Inländern, gelten hinsichtlich der Einreihung ergänzend 

die nachstehenden Abs. 2 bis 6, sofern die Anerkennung nicht nach speziellen 

bundesgesetzlichen oder landesgesetzlichen Regelungen zu erfolgen hat.  

(2) Personen mit einem Ausbildungsnachweis, der zum unmittelbaren Zugang zu einem 

Beruf im öffentlichen Dienst des Herkunftslandes berechtigt, erfüllen die entsprechenden 

besonderen Ernennungserfordernisse für eine Verwendung, die diesem Beruf im 

Wesentlichen entspricht, wenn 

 1. diese Entsprechung gemäß Abs. 4 festgestellt worden ist und 

 2. a) eine Anerkennung gemäß Abs. 4 ohne Festlegung zusätzlicher Erfordernisse 

ausgesprochen worden ist oder 

 b) die in der Anerkennung gemäß Abs. 4 festgelegten zusätzlichen Erfordernisse 

erbracht worden sind. 

(3) Ausbildungsnachweise nach Abs. 2 sind Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstige 

Befähigungsnachweise gemäß Art. 3 Abs. 1 Buchstabe c i.V.m. Art. 11 und nach Art. 3 

Abs. 3 gleichgestellte Nachweise der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen, 
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ABl.Nr. L 255 vom 30.9.2005, S. 22, berichtigt durch ABl.Nr. L 271 vom 16.10.2007, S. 18 - 

19, ABl.Nr. L 93 vom 4.4.2008, S. 28 - 35 und ABl.Nr. L 33 vom 3.2.2009, S. 49. 

(4) Die Landesregierung hat auf Antrag einer Bewerberin oder eines Bewerbers (Abs. 1) 

um eine Inländerinnen und Inländern nicht vorbehaltene Verwendung im Einzelfall zu 

entscheiden, 

 1. ob ein im Abs. 2 genannter Beruf im öffentlichen Dienst des Herkunftslandes der 

angestrebten Verwendung im Wesentlichen entspricht und 

 2. ob, in welcher Weise und in welchem Umfang es die Bedachtnahme auf die 

Erfordernisse der Verwendung verlangt, für die Anerkennung des 

Ausbildungsnachweises nach Abs. 3 Ausgleichsmaßnahmen gemäß Art. 3 Abs. 1 

Buchstaben g und h i. V.m. Art. 14 der Richtlinie 2005/36/EG festzulegen. 

Verlangt die Dienstbehörde die Absolvierung eines Anpassungslehrgangs oder einer 

Eignungsprüfung im Sinn des Art. 3 Abs. 1 Buchstaben g und h i.V.m. Art. 14 der Richtlinie 

2005/36/EG, weil sich die im Herkunftsland erworbenen Kenntnisse wesentlich von den nach 

diesem Landesgesetz geforderten Kenntnissen unterscheiden, so muss sie zuvor prüfen, ob 

die von der Bewerberin oder vom Bewerber während ihrer oder seiner Berufserfahrung in 

einem Mitgliedstaat oder einem Drittstaat erworbenen Kenntnisse die wesentlichen 

Unterschiede, auf die in Z 2 Bezug genommen wird, ganz oder teilweise abdecken. Bei der 

Auferlegung einer Ausgleichsmaßnahme steht der Antragstellerin oder dem Antragsteller, 

von den Fällen des Art. 14 Abs. 3 der Richtlinie 2005/36/EG abgesehen, das Wahlrecht zu. 

(5) Auf das Verfahren gemäß Abs. 4 ist das AVG anzuwenden. Der Bescheid ist 

abweichend vom § 73 Abs. 1 AVG spätestens vier Monate nach Vorliegen der vollständigen 

Unterlagen des Betreffenden zu erlassen. Der Antragstellerin oder dem Antragsteller ist 

binnen eines Monats der Empfang der Unterlagen zu bestätigen und gegebenenfalls 

mitzuteilen, welche Unterlagen fehlen. Ausgleichsmaßnahmen nach Abs. 4 entfallen, sofern 

auf Grundlage einer gemeinsamen Plattform im Sinn des Art. 15 der Richtlinie 2005/36/EG 

die Befreiung von Ausgleichsmaßnahmen nach Art. 14 der Richtlinie 2005/36/EG festgelegt 

wurde. 

(6) Eine von einer österreichischen Gebietskörperschaft ausgesprochene Anerkennung 

einer Ausbildung bzw. Berufspraxis, die in einem Land erworben wurde, dessen 

Angehörigen Österreich auf Grund eines Staatsvertrags im Rahmen der europäischen 

Integration dieselben Rechte für den Berufszugang zu gewähren hat wie Inländern, gilt als 

Anerkennung im Sinn des Abs. 4. 
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Landesgesetz über die Erhaltung und Pflege der Natur (Oö. Natur- und 

Landschaftsschutzgesetz 2001 - Oö. NSchG 2001) 

 

IV. ABSCHNITT 

Naturdenkmale; Schutz von Naturhöhlen; Europaschutzgebiete und 

Naturschutzgebiete 

§ 21 

Höhlenführer 

(1) Als Höhlenführer dürfen von der Landesregierung nur Personen bestellt werden, die 

 a) eigenberechtigt sind, 

 b) die hiefür erforderliche geistige, charakterliche und körperliche Eignung sowie 

Verlässlichkeit besitzen und 

 c) die für diese Tätigkeit notwendigen Kenntnisse (§ 22, § 23 Abs. 1 und 3) besitzen. 

(2) Von der Bestellung als Höhlenführer ist jedenfalls ausgeschlossen, wer wegen eines 

Verbrechens oder wegen eines aus Gewinnsucht begangenen oder gegen die öffentliche 

Sittlichkeit verstoßenden Vergehens rechtskräftig verurteilt wurde. 

(3) Dem Antrag auf Bestellung als Höhlenführer ist ein ärztliches Attest und ein 

Strafregisterauszug, welche jeweils nicht älter als drei Monate sein dürfen, sowie ein Zeugnis 

über die bestandene Höhlenführerprüfung beizulegen. 

(4) Die Landesregierung hat Anträge auf Bestellung als Höhlenführer abweichend vom 

§ 73 Abs. 1 AVG innerhalb von vier Monaten nach der vollständigen Vorlage der 

erforderlichen Unterlagen zu erledigen. Gleichzeitig mit der Bestellung als Höhlenführer ist 

gegen Kostenersatz das Höhlenführerabzeichen auszufolgen. 

(5) Treten Umstände ein, die eine Bestellung als Höhlenführer ausschließen würden, ist 

die Bestellung zu widerrufen. 

§ 22 

Höhlenführerprüfung 

(1) Die Höhlenführerprüfung ist vor einer beim Amt der Landesregierung einzurichtenden 

Prüfungskommission abzulegen, die aus einem rechtskundigen Vorsitzenden und drei 

weiteren Mitgliedern, davon zwei mit besonderen Fachkenntnissen auf dem Gebiet der 

theoretischen und praktischen Speläologie und einem Arzt zu bestehen hat. Der 

Vorsitzende, der Stellvertreter und die übrigen Mitglieder (Ersatzmitglieder) der Kommission 

werden von der Landesregierung bestellt. 

(2) Zur Höhlenführerprüfung sind nur solche Personen zuzulassen, die eine mindestens 

zweijährige Tätigkeit auf dem Gebiet der praktischen Höhlenkunde oder eine mindestens 

zwölfmonatige Tätigkeit als sonstiges Führungspersonal im Sinn des § 20 Abs. 3 letzter Satz 

nachweisen können. Über die Zulassung entscheidet die Landesregierung mit Bescheid. 

(3) Prüfungsgegenstände bei der Höhlenführerprüfung sind: 

 a) Karst- und Höhlenkunde; 

 b) Naturschutz- und Höhlenrecht; 

 c) Höhlenbefahrungstechnik und Handhabung der Befahrungsgeräte; 

 d) Orientierung im  Gelände, Gebrauch von Kompass, Karten und Höhlenplänen; 

 e) Kenntnisse über die bedeutendsten Höhlen Österreichs, besonders der Schauhöhlen; 
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 f) sprachliches Ausdrucksvermögen und Umgang mit Besuchern von Schauhöhlen; 

 g) erste Hilfe und psychologische Krisenintervention unter besonderer Berücksichtigung 

von Unfällen in Höhlen und die Grundsätze der Höhlenrettungstechnik. 

(4) Über das Ergebnis der Höhlenführerprüfung hat die Prüfungskommission in nicht 

öffentlicher Beratung mit Stimmenmehrheit zu beschließen; bei Stimmengleichheit 

entscheidet der Vorsitzende. Der Beschluss hat auf „bestanden“ oder „nicht bestanden“ zu 

lauten. Über die bestandene Prüfung ist ein Zeugnis auszustellen. 

(5) Die Landesregierung hat durch Verordnung die näheren Bestimmungen über die 

Ausschreibung der Prüfungstermine, die Durchführung der Prüfung, das Prüfungszeugnis 

sowie das Höhlenführerabzeichen zu erlassen. 

(6) Das Zeugnis über die bestandene Höhlenführerprüfung entspricht dem 

Qualifikationsniveau des Art. 11 lit. a sublit. i der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung von 

Berufsqualifikationen, ABl. Nr. L 255 vom 30.9.2005, S 22, in der Fassung der Richtlinie 

2013/55/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. November 2013, ABl. 

Nr. L 354 vom 28.12.2013, S 132. 

(6) Das Zeugnis über die bestandene Höhlenführerprüfung gilt als Befähigungsnachweis 

gemäß Art. 11 lit. a sublit. i der Richtlinie 2005/36/EG vom 7. September 2005, ABl.Nr. L 255 

vom 30.9.2005.  

§ 23 

Anerkennung von Befähigungsnachweisen und sonstigen Bescheinigungen 

(1) Für die Anerkennung von Berufsqualifikationen im Rahmen dieses Landesgesetzes 

gilt das Oö. Berufsqualifikationen-Anerkennungsgesetz (Oö. BAG), soweit nicht in diesem 

Landesgesetz ausdrücklich anderes normiert ist. 

(2) Befähigungsnachweise und Zuverlässigkeitsbescheinigungen, die nicht in Staaten 

gemäß § 1 Z 1 Oö. BAG erworben bzw. ausgestellt wurden, sind unter der Voraussetzung 

der Gegenseitigkeit anzuerkennen. 

§ 23 

Anerkennung von Befähigungsnachweisen und sonstigen Bescheinigungen 

(1) Die Behörde hat auf Antrag 

 1. eines österreichischen Staatsbürgers, 

 2. eines Unionsbürgers oder eines Familienangehörigen eines Unionsbürgers im Sinn 

des Artikel 2 Z 1 und 2 der Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer 

Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und 

aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und zur Aufhebung 

der Richtlinien 64/221/EWG, 68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 

75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG, ABl.Nr. L 158 vom 

30.4.2004, S. 77, 

 3. eines Angehörigen eines Staats, dessen Angehörigen Österreich auf Grund von 

Staatsverträgen im Rahmen der europäischen Integration dieselben Rechte zu 

gewähren hat wie Inländern, 
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 4. einer Person, die über einen Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt - EG“ (§ 45 

Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz - NAG) verfügt, 

mit Bescheid auszusprechen, ob und in welchem Ausmaß die außerhalb Oberösterreichs in 

einem anderen Bundesland oder im Gebiet eines Staats, dessen Angehörigen Österreich auf 

Grund von Staatsverträgen im Rahmen der europäischen Integration dieselben Rechte zu 

gewähren hat wie Inländern, erworbenen Berufsqualifikationen der nach diesem 

Landesgesetz verlangten Ausbildung nach Maßgabe der Gleichwertigkeit der vermittelten 

und erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten entspricht. 

(2) Der Antragsteller hat, wenn der Zugang oder die Ausübung des Berufs des 

Höhlenführers im Staat des Erwerbs der Berufsqualifikation 

 1. reglementiert ist, die Befähigungs- oder Ausbildungsnachweise zu erbringen, die in 

diesem Staat für die Aufnahme oder Ausübung dieses Berufs erforderlich sind; 

 2. nicht reglementiert ist, nachzuweisen, dass er diesen Beruf vollzeitlich zwei Jahre 

lang in den der Antragstellung vorhergegangenen zehn Jahren ausgeübt und im 

Besitz eines oder mehrerer Befähigungs- oder Ausbildungsnachweise ist. 

(3) Wenn 

 1. die vom Antragsteller gemäß Abs. 1 nachgewiesene Ausbildung aus Fächern besteht, 

die sich wesentlich von den gemäß § 22 Abs. 3 vorgeschriebenen 

Prüfungsgegenständen unterscheiden, oder 

 2. die vom Antragsteller nachgewiesene Ausbildungsdauer um mindestens ein Jahr 

geringer ist als die gemäß § 22 Abs. 2 für die beabsichtigte Berufsausübung nach 

diesem Landesgesetz sonst geforderte Ausbildungsdauer, 

so kann von der Behörde nach Wahl des Antragstellers entweder die erfolgreiche Teilnahme 

an einem höchstens dreijährigen Anpassungslehrgang im Sinn des Art. 3 lit. g der Richtlinie 

2005/36/EG vom 7. September 2005, ABl.Nr. L 255 vom 30.9.2005, oder die Ablegung von 

Teilen der Höhlenführerprüfung gemäß § 22 vorgeschrieben werden. Im Rahmen des 

Anpassungslehrgangs oder der Prüfung hat der Antragsteller den Erwerb der fehlenden 

Befähigung nachzuweisen. Die Ablegung von Teilen der Höhlenführerprüfung gemäß § 22 

gilt als Eignungsprüfung im Sinn des Art. 3 lit. h der Richtlinie 2005/36/EG. 

(4) Wenn die Behörde beabsichtigt, dem Antragsteller gemäß Abs. 3 eine 

Eignungsprüfung oder einen Anpassungslehrgang aufzuerlegen, so hat sie zuvor zu prüfen, 

ob die ihm während seiner Berufspraxis in einem Mitgliedstaat oder einem Drittland 

erworbenen Kenntnisse die Unterschiede der Ausbildungen ganz oder teilweise ausgleichen 

können. 

(5) Personen, deren Berufsqualifikation anerkannt wird, müssen über die 

Sprachkenntnisse verfügen, die für die Ausübung der Tätigkeit eines Betriebsleiters 

erforderlich sind. 

(6) Bescheinigungen betreffend die Zuverlässigkeit, die einem Antragsteller gemäß 

Abs. 1 von einer zuständigen Behörde eines Mitgliedstaats oder eines Staats, dessen 

Angehörigen Österreich auf Grund von Staatsverträgen im Rahmen der europäischen 

Integration dieselben Rechte zu gewähren hat wie Inländern, ausgestellt wurden, sind 

anzuerkennen, wenn sie zum Zeitpunkt ihrer Vorlage nicht älter als drei Monate sind. 

Werden in dem betreffenden Staat diese Bescheinigungen von einer zuständigen Behörde 
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nicht ausgestellt, kann der Nachweis der Zuverlässigkeit auch durch eine eidesstattliche 

Erklärung, ist eine solche in dem betreffenden Mitglied- oder Vertragsstaat nicht vorgesehen, 

durch eine feierliche Erklärung erfolgen, die der Anerkennungswerber vor einer zuständigen 

Behörde, einem Notar oder einer entsprechend bevollmächtigten Berufsorganisation des 

betreffenden Staats abgegeben hat. 

(7) Die Behörde hat dem Antragsteller binnen eines Monats den Empfang der 

Antragsunterlagen zu bestätigen und gegebenenfalls mitzuteilen, welche Unterlagen zur 

Bearbeitung des Antrags fehlen. Binnen vier Monaten ab Einlangen der vollständigen 

Unterlagen hat die Behörde den Bescheid nach Abs. 1 zu erlassen. 

(8) Befähigungsnachweise gemäß Abs. 1 und Zuverlässigkeitsbescheinigungen gemäß 

Abs. 6, die nicht in einem Mitgliedstaat oder einem Staat, dessen Angehörigen Österreich 

auf Grund von Staatsverträgen im Rahmen der europäischen Integration dieselben Rechte 

zu gewähren hat wie Inländern, erworben wurden, sind unter der Voraussetzung der 

Gegenseitigkeit anzuerkennen. 
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Landesgesetz, mit dem die Ausbildung, das Berufsbild und die Tätigkeit der 

Angehörigen der Sozialberufe geregelt wird (Oö. Sozialberufegesetz - Oö. SBG) 

 

VI. TEIL 

GLEICHSTELLUNG, ANERKENNUNG BZW. ANRECHNUNG 

VON AUSBILDUNGEN BZW. TEILEN VON AUSBILDUNGEN 

§ 58 

Anrechnung von Prüfungen, Praktika oder 

Modulen im In- und Ausland 

(1) Prüfungen, Praktika oder Module, die in Österreich im Rahmen 

 1. einer Aus-, Weiter- oder Sonderausbildung zu einem gesetzlich geregelten 

Gesundheitsberuf, 

 2. einer Ausbildung zu einem gesetzlich geregelten Sozialberuf oder 

 3. eines Universitäts- oder Fachhochschulstudiums 

erfolgreich absolviert wurden, sind auf die entsprechenden Prüfungen, Praktika oder 

Module einer Ausbildung in einem Sozialberuf durch die Leitung der ermächtigten 

Bildungseinrichtung insoweit anzurechnen, als sie nach Inhalt und Umfang gleichwertig 

sind. Unterrichtsfächer, in denen keine Prüfung vorgesehen ist, sind anzurechnen, wenn 

sie nach Inhalt und Umfang gleichwertig sind und eine erfolgreiche Teilnahme bestätigt 

wurde. Solange bei einem Berufsbild keine ermächtigte Bildungseinrichtung in 

Oberösterreich tätig ist, hat die Landesregierung die Anrechnung vorzunehmen. 

(2) Prüfungen, Praktika oder Module, die im Ausland im Rahmen einer staatlich 

anerkannten Ausbildung in einem Gesundheits- oder Sozialberuf erfolgreich absolviert 

wurden, sind auf die entsprechenden Prüfungen, Praktika oder Module einer Ausbildung in 

einem Sozialberuf durch die Landesregierung insoweit anzurechnen, als sie nach Inhalt und 

Umfang gleichwertig sind. Auf Fort-, Weiter- und Sonderausbildungen ist Bedacht zu 

nehmen. Das Oö. Berufsqualifikationen-Anerkennungsgesetz (Oö. BAG) ist sinngemäß 

anzuwenden. 

(3) Bei der Anrechnung von Prüfungen, Praktika oder Modulen kann auf Ausbildungen 

Bedacht genommen werden, die nicht unter Abs. 1 oder 2 fallen. 

(4) Die Landesregierung kann durch Verordnung unter Berücksichtigung des Inhalts und 

des Umfangs von Prüfungen, Praktika oder Modulen, die nicht in einer ermächtigten 

Bildungseinrichtung abgelegt wurden, sowie unter Bedachtnahme auf die Erfahrungen der 

Praxis und die Erkenntnisse der Wissenschaft auf dem Gebiet der sozialen bzw. 

Sozialpädagogischen Betreuung und unter Berücksichtigung der gesellschaftlichen 

Rahmenbedingungen bestimmen, inwieweit bestimmte Teile von Ausbildungen als 

gleichwertig anzusehen sind. Die Landesregierung kann dabei sowohl generelle Regelungen 

für die Anrechnung als auch die Anrechnungsmodalitäten für einzelne Prüfungen, Praktika 

oder Module festsetzen. 

(5) Gegen Entscheidungen nach Abs. 1 und 2 kann Beschwerde an das 

Landesverwaltungsgericht erhoben werden.  
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§ 59 

Gleichstellung von Ausbildungen und Anerkennung 

von Ausbildungen im In- und Ausland 

(1) Ausbildungen in einem Sozialbetreuungsberuf, die nach den Vorschriften einer 

anderen Vertragspartei der Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und 

den Ländern über Sozialbetreuungsberufe, LGBl. Nr. 77/2005, erfolgreich abgeschlossen 

oder anerkannt wurden, gelten als gleichwertig. 

(2) Für die Anerkennung von Berufsqualifikationen im Rahmen dieses Landesgesetzes, 

welche nicht gemäß Abs. 1 gleichgestellt sind, gilt das Oö. BAG, soweit nicht in diesem 

Landesgesetz ausdrücklich anderes normiert ist. Das Oö. BAG ist - soweit nicht in diesem 

Landesgesetz ausdrücklich anderes normiert ist - sinngemäß auch auf die Anerkennung von 

Berufsqualifikationen anzuwenden, die von Personen absolviert wurden, die nicht vom 

Anwendungsbereich des Oö. BAG erfasst sind. Die Anerkennung von im Inland absolvierten 

und nicht gemäß Abs. 1 gleichgestellten Berufsqualifikationen erfolgt durch die Leitung der 

ermächtigten Bildungseinrichtung. Solange bei einem Berufsbild keine ermächtigte 

Bildungseinrichtung in Oberösterreich tätig ist, hat die Landesregierung die Anerkennung 

vorzunehmen. Gegen diese Entscheidungen kann Beschwerde an das 

Landesverwaltungsgericht erhoben werden. 

(2) Nicht gemäß Abs. 1 gleichgestellte Ausbildungen sind nach Maßgabe des Abs. 4 von 

der Landesregierung auf Antrag anzuerkennen, wenn diese mit der Ausbildung 

entsprechend diesem Landesgesetz nach Inhalt und Umfang gleichwertig sind. Sofern es 

sich um im Inland absolvierte Ausbildungen handelt, erfolgt die Anerkennung durch die 

Leitung der ermächtigten Bildungseinrichtung. Solange bei einem Berufsbild keine 

ermächtigte Bildungseinrichtung in Oberösterreich tätig ist, hat die Landesregierung die 

Anerkennung vorzunehmen. Gegen diese Entscheidungen kann Beschwerde an das 

Landesverwaltungsgericht erhoben werden.  

(3) Bei der Anerkennung von Sozialbetreuungsberufen hat ein Nachweis über die 

erforderliche Qualifikation nach den gesundheits- und krankenpflegerechtlichen 

Bestimmungen des Bundes vorzuliegen. Soweit ein solcher Nachweis zum Zeitpunkt der 

Antragstellung nicht vorgelegt werden kann, kann dessen Ausstellung gemeinsam mit der 

Anerkennung nach diesem Landesgesetz beantragt werden. Die Verfahren sind zu 

koordinieren. 

(4) Ausbildungs- und Prüfungsnachweise nach diesem Landesgesetz entsprechen dem 

Qualifikationsniveau des Art. 11 lit. b sublit. i der Richtlinie 2005/36/EG. 

(4) Eine Anerkennung nach Abs. 2 ist - unbeschadet des Abs. 5 

 - zu erteilen, wenn 

 1. der Anerkennungswerber oder die Anerkennungswerberin 

Befähigungs- oder Ausbildungsnachweise hinsichtlich eines reglementierten Berufsbilds 

besitzt, die 

 a) von einer zuständigen Behörde bzw. Stelle ausgestellt sind 

und 

 b) bescheinigen, dass das Qualifikationsniveau im Sinn des Art. 11 der 

RL 2005/36/EG über die Anerkennung von Berufsqualifikationen des Inhabers 
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oder der Inhaberin nach Inhalt und Umfang gleichwertig ist oder zumindest 

unmittelbar unter dem Geforderten liegt; 

 2. der Anerkennungswerber oder die Anerkennungswerberin 

Befähigungs- oder Ausbildungsnachweise hinsichtlich eines nicht reglementierten Berufs 

besitzt, die 

 a) von einer zuständigen Behörde bzw. Stelle ausgestellt sind, 

 b) bescheinigen, dass das Qualifikationsniveau im Sinn des Art. 11 der 

RL 2005/36/EG über die Anerkennung von Berufsqualifikationen des Inhabers 

oder der Inhaberin nach Inhalt und Umfang gleichwertig ist oder zumindest 

unmittelbar unter dem Geforderten liegt, 

 c) bescheinigen, dass der Anerkennungswerber oder die Anerkennungswerberin 

auf die Ausübung des betreffenden Berufs vorbereitet wurde, und 

 d) dieser den Beruf in den vorhergehenden zehn Jahren zumindest 

zwei Jahre lang vollzeitlich oder entsprechend länger bei Teilzeitbeschäftigung ausgeübt hat. 

(5) Ist die von der antragstellenden Person erworbene Berufsausbildung nicht als 

gleichwertig im Sinn des Abs. 1 anzusehen, hat die Behörde zu prüfen, ob die von der 

antragstellenden Person während ihrer Berufspraxis in einem EWR-Mitgliedstaat oder einem 

Drittland erworbenen Kenntnisse die Unterschiede der Ausbildungen ganz oder teilweise 

ausgleichen können. Decken auch diese Kenntnisse die fehlenden Qualifikationen nicht ab, 

ist nach Maßgabe des Abs. 6 die Gleichwertigkeit unter der Bedingung auszusprechen, dass 

der Erwerb der fehlenden Qualifikationen von der antragstellenden Person - nach ihrer Wahl 

- entweder durch einen Anpassungslehrgang im Sinn des Art. 3 lit. g oder durch eine 

Eignungsprüfung im Sinn des Art. 3 lit. h der RL 2005/36/EG nachzuweisen ist. 

(6) Der antragstellenden Person ist unter Berücksichtigung der im Rahmen der 

Berufserfahrung erworbenen Kenntnisse nach ihrer Wahl entweder ein höchstens 

dreijähriger Anpassungslehrgang oder eine Eignungsprüfung vorzuschreiben, wenn 

 1. die Ausbildungsdauer zumindest um ein Jahr unter der geforderten Ausbildungsdauer 

liegt, 

 2. die bisherige Ausbildung sich auf Fächer bezieht, die sich wesentlich von den 

geforderten Fächern unterscheiden oder 

 3. das Berufsbild eine oder mehrere berufliche Tätigkeiten umfasst, die nicht Bestandteil 

der bisherigen Ausbildung sind und wenn dieser Unterschied in einer besonderen 

Ausbildung besteht und sich auf Fächer bezieht, die sich wesentlich von den 

geforderten Fächern unterscheiden. 

(7) Der Eingang der Unterlagen sowie notwendige Ergänzungen sind der 

antragstellenden Person innerhalb eines Monats zu bestätigen. Die Entscheidung über die 

Anerkennung hat binnen kürzester Frist, längstens aber innerhalb von vier Monaten nach 

vollständiger Vorlage der erforderlichen Unterlagen zu erfolgen. Ist eine gänzliche 

Anerkennung nicht möglich, ist neben der Entscheidung in der Sache selbst auch darüber 

abzusprechen, ob einzelne Prüfungen, Praktika oder Module angerechnet werden. 

(8) Die Landesregierung kann durch Verordnung unter Bedachtnahme auf die 

Erfahrungen der Praxis und die Erkenntnisse der Wissenschaft auf dem Gebiet der sozialen 

bzw. Sozialpädagogischen Betreuung sowie unter Berücksichtigung der gesellschaftlichen 
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Rahmenbedingungen nähere Vorschriften über die Anerkennung von Ausbildungen 

festlegen. Sie kann dabei insbesondere bestimmen, welche Befähigungs- oder 

Ausbildungsnachweise zu erbringen sind. Die Landesregierung kann weiters nähere 

Regelungen über den Inhalt und die Durchführung von Anpassungslehrgängen und 

Eignungsprüfungen im Sinn des Abs. 5 und 6 vorsehen. 

(9) Personen, die 

 1. auch außerhalb Österreichs zur Ausübung eines reglementierten Sozialberufs 

berechtigt sind oder 

 2. außerhalb Österreichs einen nichtreglementierten Sozialberuf in den vorhergehenden 

zehn Jahren zumindest zwei Jahre lang vollzeitlich ausgeübt haben, 

sind berechtigt, im Rahmen der Dienstleistungsfreiheit ihren Beruf bloß vorübergehend 

und gelegentlich in Oberösterreich auszuüben und die dort zulässige 

Berufsbezeichnung zu führen. Die vorübergehende und gelegentliche Berufsausübung 

ist vor Aufnahme der Landesregierung anzuzeigen. Sind diese Voraussetzungen nicht 

gegeben, hat die Landesregierung die weitere Berufsausübung mittels Bescheid zu 

untersagen. 

VII. TEIL 

STRAF-, ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN; 

DATENSCHUTZ UND AMTSHILFE 

§ 68 

Schlussbestimmungen 

(1) Dieses Landesgesetz tritt mit dem auf die Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 

Gleichzeitig tritt das Oö. Altenfachbetreuungs- und Heimhilfegesetz außer Kraft. 

(2) Die Oö. Altenfachbetreuungs- und Heimhilfe-Verordnung, LGBl. Nr. 70/2004, gilt als 

Verordnung im Sinn der §§ 52 Abs. 6, 53 Abs. 4, 55 Abs. 1, 58 Abs. 4 und 59 Abs. 8 weiter. 

(3) Mit diesem Landesgesetz werden folgende Richtlinien umgesetzt: 

 - Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 25. November 2003 betreffend die 

Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten Drittstaatsangehörigen, ABl.Nr. 

L 16 vom 23.1.2004, S. 44 und 

 - Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen, ABl. Nr. L 255 

vom 30.9.2005, S 22, in der Fassung der Richtlinie 2013/55/EU des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 20. November 2013, ABl. Nr. L 354 vom 28.12.2013, 

S 132. 

 - Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen, ABl.Nr. L 255 

vom 30.9.2005, S. 22. 

(4) Dienstgeber von Angehörigen der Sozialberufe haben diesen - unter Bedachtnahme 

auf die Erfordernisse des Dienstbetriebs - die zur Absolvierung der nach diesem 

Landesgesetz erforderlichen Aus-, Fort- und Weiterbildungen notwendige freie Zeit zu 

gewähren; sie ist auf die Dienstzeit einzurechnen. 
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Landesgesetz vom 12. Juni 1997 über das Sportwesen in Oberösterreich  

(Oö. Sportgesetz) 

 

3. ABSCHNITT 

Schiunterricht, Führen und Begleiten in Bergsportarten, 

Vermittlung von Kenntnissen und Fertigkeiten in einer Sportart 

§ 13 

Berechtigungsschein 

(1) Die Tätigkeiten gemäß § 12 dürfen - außer in den Fällen des Abs. 4 - erwerbsmäßig 

nur auf Grund eines entsprechenden Berechtigungsscheines ausgeübt werden. Der 

Berechtigungsschein ist auf Grund einer schriftlichen Anmeldung der Tätigkeit von der 

Bezirksverwaltungsbehörde innerhalb von acht Wochen nach Einlangen aller erforderlichen 

Nachweise (§ 16 Abs. 1) auszustellen, wenn der Anmelder die allgemeinen 

Voraussetzungen gemäß § 14 erfüllt und die für die angemeldete Tätigkeit erforderliche 

fachliche Befähigung gemäß § 15 besitzt.  

(2) Aus dem Berechtigungsschein muß jedenfalls der Name des Berechtigten, sein 

Hauptwohnsitz sowie die genaue Bezeichnung der Tätigkeit und der Standort, von dem aus 

die Tätigkeit ausgeübt wird, ersichtlich sein. Die näheren Bestimmungen über Form und 

Inhalt des Berechtigungsscheines sind von der Landesregierung durch Verordnung 

festzulegen.  

(3) Nur Personen, denen der Berechtigungsschein 

 1. für die Erteilung von Schiunterricht (§ 12 Abs. 1) ausgestellt wurde, dürfen die 

Bezeichnung „Schischule“, 

 2. für die Tätigkeit als Berg- und Schiführer (§ 12 Abs. 2) ausgestellt wurde, dürfen die 

Bezeichnung „oö. Berg- und Schiführer“, 

 3. für die Tätigkeit als Canyoningführerin bzw. Canyoningführer (§ 12 Abs. 2a) 

ausgestellt wurde, dürfen die Bezeichnung „Canyoningführerin“ bzw. 

„Canyoningführer“, 

 4. für die Tätigkeit als Wander- und Schneeschuhführerin bzw. Wander- und 

Schneeschuhführer (§ 12 Abs. 2b) ausgestellt wurde, dürfen die Bezeichnung 

„Wander- und Schneeschuhführerin“ bzw. „Wander- und Schneeschuhführer“, 

 5. für die Tätigkeit als Sportkletterführerin bzw. Sportkletterführer (§ 12 Abs. 2c) 

ausgestellt wurde, dürfen die Bezeichnung „Sportkletterführerin“ bzw. 

„Sportkletterführer“, 

 6. für die Erteilung von Sportunterricht in einer bestimmten Sportart (§ 12 Abs. 3) 

ausgestellt wurde, dürfen die Bezeichnung „oö. Sportlehrer“ oder „Schule“ unter 

Beifügung der jeweiligen Sportart  

führen. 

(3a) Für die Führung der in Abs. 3 genannten Bezeichnungen durch Personen, denen 

keiner der genannten Berechtigungsscheine ausgestellt wurde, gelten § 12, § 16 Abs. 1 und 

§ 22 Abs. 5 Oö. Berufsqualifikationen-Anerkennungsgesetz (Oö. BAG).  

(3a) Die im Abs. 3 genannten Bezeichnungen werden auch von Personen geführt, deren 

in einem anderen Bundesland oder im Gebiet eines Staats, dessen Angehörigen Österreich 
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auf Grund von Staatsverträgen im Rahmen der europäischen Integration die selben Rechte 

zu gewähren hat wie Inländern, erworbene Berufsqualifikation nach § 15 Abs. 3 anerkannt 

wurde. Überdies dürfen sie ihre im Herkunftsmitgliedstaat für die jeweilige Tätigkeit 

erworbene Ausbildungsbezeichnung in der Sprache dieses Staats führen.  

(4) Ein Berechtigungsschein ist nicht erforderlich für 

 1. Tätigkeiten gemäß § 12, die von Personen ausgeübt werden, die nach den 

Rechtsvorschriften eines anderen Bundeslandes oder EWR-Mitgliedslandes zur 

jeweiligen Tätigkeit berechtigt sind, sofern die zu unterrichtenden oder zu führenden 

Personen in diesem Land aufgenommen werden; 

 2. Tätigkeiten gemäß § 12, die im Rahmen der satzungsmäßigen Tätigkeit von 

inländischen und ausländischen Sport- oder Alpinvereinen ausgeübt werden, sofern 

 a) diese Tätigkeiten nur gegenüber Mitgliedern des jeweiligen Vereins von 

Vereinsmitgliedern erbracht werden, 

 b) weder den Mitgliedern noch dem betreffenden Verein ein dem Aufwand 

übersteigendes Entgelt zukommt und 

 c) deren Ausübung ein im Vergleich zur sonstigen Vereinstätigkeit übliches Ausmaß 

nicht übersteigt; 

 3. Tätigkeiten, die dem Oö. Tanzschulgesetz unterliegen; 

 4. die Tätigkeit des Wanderführens (§ 12 Abs. 2 Z 2), sofern diese Tätigkeit im Auftrag 

einer Gemeinde, eines Tourismusverbandes oder einer 

Tourismusverbändegemeinschaft ausgeübt wird. 

(5) Eine Tätigkeit wird erwerbsmäßig ausgeübt, wenn sie auf eigene Rechnung und 

Gefahr und in der Absicht betrieben wird, einen Ertrag oder sonstigen wirtschaftlichen Vorteil 

zu erzielen, gleichgültig für welche Zwecke dieser bestimmt ist. 

§ 14 

Allgemeine Voraussetzungen 

(1) Der Berechtigungsschein darf nur einer natürlichen Person ausgestellt werden, die 

 1. das 18. Lebensjahr vollendet hat, 

 2. die erforderliche Verläßlichkeit besitzt, 

 3. zur jeweiligen Tätigkeit gesundheitlich geeignet ist und 

 4. das Bestehen einer ausreichenden Haftpflichtversicherung nachweist. 

(2) Der Berechtigungsschein für die Tätigkeit als Sportlehrer (§ 12 Abs. 3) darf auch für 

juristische Personen, Personengesellschaften des Handelsrechts oder eingetragene 

Erwerbsgesellschaften ausgestellt werden, sofern der Geschäftsführer oder Pächter die 

Voraussetzungen gemäß Abs. 1 erfüllt. 

(3) Die erforderliche Verläßlichkeit ist jedenfalls nicht gegeben, wenn 

 1. der Bewerber von einem ordentlichen Gericht zu einer drei Monate übersteigenden 

Freiheitsstrafe oder zu einer Geldstrafe von mehr als 180 Tagessätzen verurteilt 

worden ist und die Verurteilung weder getilgt ist noch der Beschränkung der Auskunft 

aus dem Strafregister (§ 6 des Tilgungsgesetzes 1972, BGBl. Nr. 68/1992, in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 29/2012) unterliegt; dies gilt auch, wenn 

vergleichbare Tatbestände im Ausland verwirklicht wurden; 
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 2. über das Vermögen des Bewerbers der Konkurs eröffnet wurde und es zu einem 

Zwangsausgleich kommt oder der Antrag auf Konkurseröffnung mangels eines zur 

Deckung der Kosten des Konkursverfahrens voraussichtlich hinreichenden 

Vermögens abgewiesen wurde; dies gilt auch, wenn vergleichbare Tatbestände im 

Ausland verwirklicht wurden; 

 3. dem Bewerber die Ausübung der Tätigkeit gemäß § 19 Abs. 2 untersagt worden ist, 

für die Dauer von drei Jahren ab Rechtskraft der Untersagung oder im Fall des § 19 

Abs. 3 für die Dauer der Untersagung; dies gilt auch bei vergleichbaren Entziehungen 

oder Untersagungen nach Gesetzen anderer Bundesländer oder Staaten. 

(4) Der Mangel der erforderlichen Verläßlichkeit gemäß Abs. 3 Z 1 ist nachzusehen, 

wenn der Eigenart der strafbaren Handlung und nach der Persönlichkeit des Verurteilten die 

Begehung der gleichen oder einer ähnlichen Straftat bei der Ausübung der jeweiligen 

Tätigkeit nicht zu erwarten ist. 

(5) Der Mangel der erforderlichen Verläßlichkeit gemäß Abs. 3 Z 2 ist nachzusehen, 

wenn auf Grund der nunmehrigen wirtschaftlichen Lage des Bewerbers erwartet werden 

kann, daß er seinen Zahlungsverpflichtungen nachkommen wird. 

(6) Die Landesregierung kann die Höhe der Haftpflichtversicherung unter Bedachtnahme 

auf die mit der jeweiligen Tätigkeit verbundenen Gefahren durch Verordnung festsetzen. 

(7) Für die erforderlichen Sprachkenntnisse von Personen, deren Berufsqualifikation 

gemäß § 15 Abs. 3 anerkannt wird, gilt § 3 Oö. BAG. 

(7) Personen, deren Berufsqualifikation gemäß § 15 anerkannt wird, müssen über die 

Sprachkenntnisse verfügen, die für die Ausübung einer Tätigkeit gemäß § 12 erforderlich 

sind.  

§ 15 

Fachliche Befähigung 

(1) Die fachliche Befähigung wird erbracht, 

 1. für den Betrieb einer Schischule: 

 a) durch ein Zeugnis über die erfolgreiche Absolvierung der Ausbildung zum 

staatlichen Diplomschilehrer und -schiführer gemäß § 1 Z 8 der Verordnung über 

Lehrpläne für Schulen zur Ausbildung von Leibeserziehern und Sportlehrern, BGBl. 

Nr. 529/1992, in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 362/2011 und 

 b) durch ein Zeugnis über die erfolgreiche Absolvierung der vom 

Oö. Schilehrerverband durchzuführenden Ausbildungslehrgänge zum 

Langlauflehrer-Anwärter und zum Snowboardlehrer-Anwärter (§ 20 Abs. 4) und 

 c) durch ein Zeugnis über eine praktische Tätigkeit als Schilehrer in der Dauer von 

20 Wochen in einer österreichischen Schischule; 

 2. für die Tätigkeit als Berg- und Schiführer: durch ein Zeugnis über die erfolgreiche 

Absolvierung der Ausbildung zum Berg- und Schiführer gemäß § 1 Z 7 der 

Verordnung BGBl. Nr. 529/1992, in der Fassung der Verordnung BGBl. II 

Nr. 362/2011; 

 3. für die Tätigkeit als Canyoningführerin bzw. Canyoningführer durch ein Zeugnis über 

die erfolgreiche Absolvierung des vom Oö. Berg- und Schiführerverband 
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durchzuführenden Ausbildungslehrgangs zur Canyoningführerin bzw. zum 

Canyoningführer; 

 4. für die Tätigkeit als Wander- und Schneeschuhführerin bzw. Wander- und 

Schneeschuhführer durch ein Zeugnis über die erfolgreiche Absolvierung des vom 

Oö. Berg- und Schiführerverband durchzuführenden Ausbildungslehrgangs zur 

Wander- und Schneeschuhführerin bzw. zum Wander- und Schneeschuhführer; 

 5. für die Tätigkeit als Sportkletterführerin bzw. Sportkletterführer durch ein Zeugnis über 

die erfolgreiche Absolvierung der Ausbildung zu Instruktorinnen und Instruktoren für 

Sportklettern/Breitensport gemäß § 1 Z 35 oder für Sportklettern/Leistungssport 

gemäß § 1 Z 36 der Verordnung BGBl. Nr. 529/1992, in der Fassung der Verordnung 

BGBl. II Nr. 362/2011; 

 6. für die Tätigkeit als Sportlehrer: durch ein Zeugnis über die erfolgreiche Absolvierung 

des jeweiligen, in der Verordnung BGBl. Nr. 529/1992, in der Fassung der 

Verordnung BGBl. II Nr. 362/2011 geregelten Lehrgangs zur Ausbildung von 

Sportlehrern in der Sportart, die der angemeldeten Tätigkeit entspricht. 

Diese Zeugnisse entsprechen dem Qualifikationsniveau des Art. 11 lit. a sublit. i der 

Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 

über die Anerkennung von Berufsqualifikationen, ABl. Nr. L 255 vom 30.9.2005, S 22, in der 

Fassung der Richtlinie 2013/55/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. November 2013, ABl. Nr. L 354 vom 28.12.2013, S 132.Diese Zeugnisse gelten als 

Befähigungsnachweise gemäß Art. 11 lit. a sublit. i der Richtlinie 2005/36/EG vom 

7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen, ABl.Nr. L 255 vom 

30.9.2005.  

(2) Die Landesregierung kann unter Berücksichtigung der Ausbildungsdauer und 

Ausbildungsinhalte der nach Abs. 1 geforderten Ausbildungen sowie der Erfahrungen und 

Erkenntnisse der Wissenschaft durch Verordnung bestimmen, inwieweit auch durch 

Zeugnisse bzw. Befähigungsnachweise, die nach anderen Ausbildungsvorschriften erworben 

wurden, die für die jeweilige Tätigkeit erforderliche fachliche Befähigung erbracht werden 

kann. Weiters kann die Landesregierung unter Bezugnahme auf bestimmte Prüfungen und 

Ausbildungen im Sinn dieses Landesgesetzes den Inhalt und die Dauer der gemäß Abs. 5 

abzulegenden Eignungsprüfungen und der zu absolvierenden Anpassungslehrgänge 

festlegen. 

(3) Für die Anerkennung von Berufsqualifikationen im Rahmen dieses Landesgesetzes 

gilt das Oö. BAG, soweit nicht in diesem Landesgesetz ausdrücklich anderes normiert ist.  

(3) Die Landesregierung hat auf Antrag 

 1. eines österreichischen Staatsbürgers bzw. einer österreichischen Staatsbürgerin, 

 2. eines Unionsbürgers oder eines Familienangehörigen eines Unionsbürgers im Sinn 

des Art. 2 Z 1 und 2 der Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer 

Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und 

aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und zur Aufhebung 

der Richtlinien 64/221/EWG, 68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 
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75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG, ABl.Nr. L 158 vom 

30.4.2004, S. 77, 

 3. eines Angehörigen eines Staats, dessen Angehörigen Österreich auf Grund von 

Staatsverträgen im Rahmen der europäischen Integration die selben Rechte zu 

gewähren hat wie Inländern, 

 4. einer Person, die über einen Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt - EG“ (§ 45 

Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz - NAG, BGBl. I Nr. 100/2005) verfügt, 

mit Bescheid auszusprechen, ob und in welchem Ausmaß die außerhalb Oberösterreichs in 

einem anderen Bundesland oder im Gebiet eines Staats, dessen Angehörigen Österreich auf 

Grund von Staatsverträgen im Rahmen der europäischen Integration die selben Rechte zu 

gewähren hat wie Inländern, erworbenen Berufsqualifikationen der nach diesem 

Landesgesetz verlangten Ausbildung nach Maßgabe der Gleichwertigkeit der vermittelten 

und erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten entsprechen. 

 (4) Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat, wenn der Zugang oder die Ausübung 

von Tätigkeiten gemäß § 12 im Staat oder Bundesland des Erwerbs der Berufsqualifikation 

 1. reglementiert ist, die Befähigungs- oder Ausbildungsnachweise zu erbringen, die in 

diesem Staat für die Aufnahme oder Ausübung dieser Tätigkeiten erforderlich sind; 

 2. nicht reglementiert ist, nachzuweisen, dass er diese Tätigkeiten vollzeitlich zwei Jahre 

lang in den der Antragstellung vorhergegangenen zehn Jahren ausgeübt und im 

Besitz eines oder mehrerer Befähigungs- oder Ausbildungsnachweise ist. Diese 

Befähigungs- oder Ausbildungsnachweise müssen in einem Mitgliedstaat oder 

Bundesland von einer entsprechend dessen Rechts- und Verwaltungsvorschriften 

benannten zuständigen Behörde ausgestellt worden sein und bescheinigen, dass der 

Inhaber auf die Ausübung des betreffenden Berufs vorbereitet wurde. 

(5) Wenn 

 1. die von der Antragstellerin oder vom Antragsteller gemäß Abs. 3 nachgewiesene 

Ausbildung aus Fächern besteht, die sich wesentlich von jenen unterscheiden, aus 

denen die Ausbildungen gemäß Abs. 1 bestehen, oder 

 2. die von der Antragstellerin oder vom Antragsteller nachgewiesene Ausbildungsdauer 

um mindestens ein Jahr geringer ist als die für die beabsichtigte Berufsausübung in 

den Ausbildungen gemäß Abs. 1 geforderte Ausbildungsdauer, 

so kann von der Behörde nach Wahl der Antragstellerin oder des Antragstellers 

entweder die erfolgreiche Teilnahme an einem höchstens dreijährigen 

Anpassungslehrgang im Sinn des Art. 3 lit. g der Richtlinie 2005/36/EG oder die 

Ablegung einer Eignungsprüfung im Sinn des Art. 3 lit. h der Richtlinie 2005/36/EG 

vorgeschrieben werden. Im Rahmen des Anpassungslehrgangs oder der 

Eignungsprüfung hat die Antragstellerin oder der Antragsteller den Erwerb der 

fehlenden Befähigung nachzuweisen. Als Eignungsprüfung gilt jene Prüfung, die gemäß 

Abs. 1 abzulegen ist, um die fachliche Befähigung für die jeweilige Tätigkeit zu erlangen; 

die Prüfungsgegenstände sind unter Bedachtnahme auf die noch fehlenden Fertigkeiten 

und Kenntnisse festzusetzen. 

(6) Wenn die Behörde beabsichtigt, der Antragstellerin oder dem Antragsteller gemäß 

Abs. 5 eine Eignungsprüfung oder einen Anpassungslehrgang aufzuerlegen, so hat sie zuvor 
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zu prüfen, ob die von ihr oder ihm während ihrer oder seiner Berufspraxis in einem anderen 

Bundesland, einem Mitgliedstaat oder einem Drittland erworbenen Kenntnisse die 

Unterschiede der Ausbildungen ganz oder teilweise ausgleichen können. 

(7) Bei der Beurteilung der allgemeinen Vergleichbarkeit der gemäß Abs. 3 

nachgewiesenen Ausbildung mit Ausbildungen gemäß Abs. 1 kann die Behörde eine 

gutachterliche Stellungnahme des jeweiligen Fachverbands einholen. Dies ist 

 1. für den Bereich des Schischulwesens: der Oö. Schilehrerverband (§ 20); 

 2. für den Bereich des Berg- und Schiführerwesens (Berg- und Schiführerinnen bzw. 

Berg- und Schiführer, Canyoningführerinnen bzw. Canyoningführer, Wander- und 

Schneeschuhführerinnen bzw. Wander- und Schneeschuhführer, 

Sportkletterführerinnen bzw. Sportkletterführer): der Oö. Berg- und Schiführerverband 

(§ 21); 

 3. für den Tätigkeitsbereich als Sportlehrer: der jeweilige Landesfachverband (§ 7 

Abs. 1). 

§ 18 

Betrieb einer Schischule 

(1) Der Betrieb einer Schischule liegt vor, wenn Schiunterricht (§ 12 Abs. 1) 

erwerbsmäßig erteilt wird. Die Person, der der Berechtigungsschein ausgestellt wurde, ist 

verpflichtet, die Schischule persönlich zu leiten oder die Leitung einer geeigneten 

Stellvertreterin bzw. einem geeigneten Stellvertreter, die bzw. der in Besitz eines 

Berechtigungsscheins gemäß § 13 ist, zu übertragen. 

(2) Erfolgt der Betrieb einer Schischule in einer Standortgemeinde nicht bloß 

vorübergehend, sondern auf unbestimmte Zeit (niedergelassene Schischule), so ist die 

Person, der der Berechtigungsschein ausgestellt wurde, verpflichtet, 

 1. den Schiunterricht nach den vom Oö. Schilehrerverband anerkannten Grundsätzen 

der Schilehrmethode und -technik zu erteilen; 

 2. während der Zeit der Betriebspflicht (Abs. 3) ein deutlich gekennzeichnetes 

Schischulbüro und einen deutlich gekennzeichneten, zur gefahrlosen Einteilung der 

Schischüler in Leistungsgruppen geeigneten Sammelplatz in der Standortgemeinde 

zu betreiben. 

(3) Sofern es die Schneelage zulässt, hat jede niedergelassene Schischule in der Zeit 

zwischen Weihnachten und der Woche nach Ostern ihre Leistungen öffentlich und für alle 

Wintersportgäste an ihrem Standort anzubieten. 

(4) Als Lehrkräfte an einer Schischule (Schilehrerinnen bzw. Schilehrer) dürfen nur 

Personen beschäftigt werden, die 

 1. die erforderliche Verlässlichkeit im Sinn des § 14 Abs. 3 Z 1 besitzen, 

 2. gesundheitlich geeignet sind und 

 3. fachlich befähigt sind (Abs. 5). 

(5) Die fachliche Befähigung einer Schilehrerin bzw. eines Schilehrers besitzen jedenfalls 

Personen, die die fachliche Befähigung gemäß § 15 Abs. 1 Z 1 oder eine gleichwertige 

Befähigung besitzen. Personen, die die fachliche Befähigung nur für einen Teilbereich des 

Schiunterrichts (§ 12 Abs. 1) besitzen, und Personen, die in Ausbildung zu einer dieser 

Tätigkeiten stehen und dort bereits jene Gegenstände (Ausbildungsabschnitte) absolviert 
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haben, die die Grundkenntnisse vermitteln, dürfen nur in dem der fachlichen Befähigung 

entsprechenden Tätigkeitsbereich eingesetzt werden. Für die Anerkennung von außerhalb 

Oberösterreichs in einem anderen Bundesland oder im Gebiet eines Staats, dessen 

Angehörigen Österreich auf Grund von Staatsverträgen im Rahmen der europäischen 

Integration die selben Rechte zu gewähren hat wie Inländern, erworbenen 

Berufsqualifikationen als Schilehrer gelten § 14 Abs. 7 und § 15 Abs. 2 und 3bis 6 

sinngemäß. 

(6) Die Pflichten gemäß Abs. 2 Z 1 und § 17 Abs. 1 gelten auch für die an einer 

Schischule beschäftigten Lehrkräfte mit der Maßgabe, dass sich die Pflichten auf den 

jeweiligen Tätigkeitsbereich beschränken. 
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Landesgesetz über das Dienstrecht der Beamten und Beamtinnen der Städte mit 

eigenem Statut (Oö. Statutargemeinden-Bedienstetengesetz 2002 - Oö. StGBG 2002) 

 

1. HAUPTSTÜCK 

DIENSTRECHTLICHE BESTIMMUNGEN 

2. ABSCHNITT 

DIENSTVERHÄLTNIS 

§ 7 

Pragmatisierungserfordernisse 

(1) Allgemeine Pragmatisierungserfordernisse sind: 

 1. die österreichische Staatsbürgerschaft; 

 2. die volle Handlungsfähigkeit; 

 3. die persönliche, insbesondere gesundheitliche und fachliche Eignung für die Erfüllung 

der Aufgaben, die mit der vorgesehenen Verwendung verbunden sind, 

 4. ein Lebensalter von mindestens 19 und von höchstens 45 Jahren zum Zeitpunkt der 

Pragmatisierung und von höchstens 40 Jahren beim Eintritt in den Dienst der Stadt 

und 

 5. das Beschäftigungsausmaß ab der Ernennung mit mindestens 50% des für 

Vollbeschäftigte vorgesehenen Ausmaßes unbefristet festgesetzt wird. 

(2) Wenn es sich nicht um Verwendungen handelt, die österreichischen 

Staatsbürgerinnen oder Staatsbürgern vorbehalten sind (§ 24 Abs. 4), wird die 

Voraussetzung des Abs. 1 Z 1 auch von Personen gemäß § 2 Z 2 bis 4 

Oö. Berufsqualifikationen-Anerkennungsgesetz (Oö. BAG) erfüllt.  

(2) Wenn es sich nicht um Verwendungen handelt, die österreichischen 

Staatsbürger(inne)n vorbehalten sind (§ 24 Abs. 4), wird das Erfordernis des Abs. 1 Z 1 auch 

durch die Staatsangehörigkeit eines Landes erfüllt, dessen Angehörigen Österreich auf 

Grund von Staatsverträgen im Rahmen der europäischen Integration und davon 

abgeleitetem Recht dieselben Rechte für den Berufszugang zu gewähren hat wie 

österreichischen Staatsbürger(inne)n.  

(3) Zur Feststellung der gesundheitlichen Eignung gemäß Abs. 1 Z 3 ist das Zeugnis 

eines Amtsarztes (einer Amtsärztin) der örtlich zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde 

beizubringen. Bei Personen mit Behinderung hat das Gutachten des Amtsarztes (der 

Amtsärztin) Ausführungen über die gesundheitliche Eignung des Bewerbers (der 

Bewerberin) im Hinblick auf die vorgesehene Verwendung zu enthalten. Dabei hat der 

Amtsarzt (die Amtsärztin) die behindertengerechte Gestaltung des Arbeitsplatzes sowie die 

Möglichkeit etwaiger Zur-Verfügung-Stellung von Arbeitsassistenz zu berücksichtigen. Die 

Kosten dieser Untersuchungen und Begutachtungen hat die Stadt zu tragen.  

(4) Das Erfordernis der fachlichen Eignung gemäß Abs. 1 Z 3 umfasst auch die 

Beherrschung der deutschen Sprache in Wort und Schrift. Bei Verwendungen, für deren 

Ausübung die Beherrschung der deutschen Sprache im geringeren Umfang genügt, ist ihre 

Beherrschung in dem für diese Verwendung erforderlichen Ausmaß nachzuweisen. 

(5) Soll ein(e) Bedienstete(r) der Stadt, einer anderen Gebietskörperschaft oder eines 

Gemeindeverbands als Beamter (Beamtin) ernannt werden, gilt die Voraussetzung nach 
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Abs. 1 Z 4 als erfüllt, wenn das Dienstverhältnis vor der Vollendung des 40. Lebensjahres 

begründet wurde und seither ununterbrochen aufrecht war. 

(6) Die besonderen Pragmatisierungserfordernisse - vor allem hinsichtlich der Vorbildung 

und Ausbildung, insbesondere auch der abzulegenden Prüfungen - sind durch Verordnung 

des Stadtsenats zu bestimmen, wobei auf die für Landesbeamte(-beamtinnen) geltende 

Regelung Bedacht zu nehmen ist. 

(7) Das Überschreiten der oberen Altersgrenzen des Abs. 1 Z 4 und die Nichterfüllung 

eines besonderen Pragmatisierungserfordernisses (Abs. 6) oder eines Teils desselben 

können aus dienstlichen Gründen nachgesehen werden, wenn ein(e) gleichgeeignete(r) 

Bewerber(in), der (die) allen Erfordernissen entspricht, nicht vorhanden ist. 

(8) Von mehreren Bewerber(inne)n, die die Pragmatisierungserfordernisse erfüllen, darf 

nur der (die) ernannt werden, von dem auf Grund seiner (ihrer) persönlichen und fachlichen 

Eignung anzunehmen ist, dass er (sie) die mit der Verwendung auf dem Dienstposten 

verbundenen Aufgaben in bestmöglicher Weise erfüllt. 

(9) Nicht pragmatisiert werden darf: 

 1. wer auf Grund einer gesetzlichen Bestimmung kein öffentliches Amt bekleiden darf; 

 2. wer durch Amtsverlust im Sinn des StGB aus einem öffentlichen Dienstverhältnis 

ausgeschieden ist; 

 3. wer auf Grund eines Disziplinarerkenntnisses aus einem öffentlich-rechtlichen 

Dienstverhältnis entlassen worden ist oder während eines anhängigen 

Disziplinarverfahrens aus einem öffentlichrechtlichen Dienstverhältnis ausgetreten ist; 

 4. wer bereits in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zur Stadt gestanden ist, 

außer wenn dazwischen nur Dienstzeiten zu einer anderen Gebietskörperschaft oder 

einem Gemeindeverband bzw. einer Institution der Europäischen Gemeinschaft(en) 

lagen; 

 5. wer in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zu einer anderen 

Gebietskörperschaft, einem Gemeindeverband oder einer Institution der 

Europäischen Gemeinschaft(en) steht. 

§ 7a 

Anerkennung von Ausbildungsnachweisen 

(1) Für die Anerkennung von Berufsqualifikationen im Rahmen dieses Landesgesetzes 

gilt das Oö. BAG, soweit nicht in diesem Landesgesetz ausdrücklich anderes normiert ist und 

sofern die Anerkennung nicht nach speziellen bundesgesetzlichen oder landesgesetzlichen 

Regelungen zu erfolgen hat. 

(2) Eine von einer österreichischen Gebietskörperschaft ausgesprochene Anerkennung 

einer Berufsqualifikation, eines Berufspraktikums oder einer Berufserfahrung, die in einem 

Staat gemäß § 1 Z 1 Oö. BAG erworben wurden, gilt als Anerkennung im Sinn dieses 

Landesgesetzes. 

§ 7a 

Anerkennung von Ausbildungsnachweisen 

(1) Für Inländer und für sonstige Personen mit der Staatsangehörigkeit eines Staates, 

dessen Angehörigen Österreich auf Grund von Staatsverträgen im Rahmen der 

europäischen Integration und davon abgeleitetem Recht dieselben Rechte für den 
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Berufszugang zu gewähren hat wie Inländern, gelten hinsichtlich der Einreihung ergänzend 

die nachstehenden Abs. 2 bis 6, sofern die Anerkennung nicht nach speziellen 

bundesgesetzlichen oder landesgesetzlichen Regelungen zu erfolgen hat.  

(2) Personen mit einem Ausbildungsnachweis, der zum unmittelbaren Zugang zu einem 

Beruf im öffentlichen Dienst des Herkunftslandes berechtigt, erfüllen die entsprechenden 

besonderen Ernennungserfordernisse für eine Verwendung, die diesem Beruf im 

Wesentlichen entspricht, wenn 

 1. diese Entsprechung gemäß Abs. 4 festgestellt worden ist und 

 2. a) eine Anerkennung gemäß Abs. 4 ohne Festlegung zusätzlicher Erfordernisse 

ausgesprochen worden ist oder 

 b) die in der Anerkennung gemäß Abs. 4 festgelegten zusätzlichen Erfordernisse 

erbracht worden sind. 

 (3) Ausbildungsnachweise nach Abs. 2 sind Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstige 

Befähigungsnachweise gemäß Art. 3 Abs. 1 Buchstabe c i.V.m. Art. 11 und nach Art. 3 

Abs. 3 gleichgestellte Nachweise der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen, 

ABl.Nr. L 255 vom 30.9.2005, S. 22.  

(4) Die Dienstbehörde hat auf Antrag eines Bewerbers (einer Bewerberin) (Abs. 1) um 

eine Inländern (Inländerinnen) nicht vorbehaltene Verwendung im Einzelfall zu entscheiden, 

 1. ob ein im Abs. 2 genannter Beruf im öffentlichen Dienst des Herkunftslands der 

angestrebten Verwendung im Wesentlichen entspricht und 

 2. ob, in welcher Weise und in welchem Umfang es die Bedachtnahme auf die 

Erfordernisse der Verwendung verlangt, für die Anerkennung des 

Ausbildungsnachweises nach Abs. 3 Ausgleichsmaßnahmen gemäß Art. 3 Abs. 1 

Buchstaben g und h i.V.m. Art. 14 der Richtlinie 2005/36/EG festzulegen. 

Verlangt die Dienstbehörde die Absolvierung eines Anpassungslehrgangs oder einer 

Eignungsprüfung im Sinn des Art. 3 Abs. 1 Buchstaben g und h i.V.m. Art. 14 der Richtlinie 

2005/36/EG, weil sich die im Herkunftsland erworbenen Kenntnisse wesentlich von den nach 

diesem Landesgesetz geforderten Kenntnissen unterscheiden, so muss sie zuvor prüfen, ob 

die vom Bewerber (von der Bewerberin) während seiner (ihrer) Berufserfahrung in einem 

Mitgliedstaat oder einem Drittstaat erworbenen Kenntnisse die wesentlichen Unterschiede, 

auf die in Z 2 Bezug genommen wird, ganz oder teilweise abdecken. Bei der Auferlegung 

einer Ausgleichsmaßnahme steht dem Antragsteller (der Antragstellerin), von den Fällen des 

Art. 14 Abs. 3 der Richtlinie 2005/36/EG abgesehen, das Wahlrecht zu.  

(5) Auf das Verfahren gemäß Abs. 4 ist das AVG anzuwenden. Der Bescheid ist 

abweichend vom § 73 Abs. 1 AVG spätestens vier Monate nach Vorliegen der vollständigen 

Unterlagen des (der) Betreffenden zu erlassen. Dem Antragsteller (Der Antragstellerin) ist 

binnen eines Monats der Empfang der Unterlagen zu bestätigen und gegebenenfalls 

mitzuteilen, welche Unterlagen fehlen. Ausgleichsmaßnahmen nach Abs. 4 entfallen, sofern 

auf Grundlage einer gemeinsamen Plattform im Sinn des Art. 15 der Richtlinie 2005/36/EG 

die Befreiung von Ausgleichsmaßnahmen nach Art. 14 der Richtlinie 2005/36/EG festgelegt 

wurde.  
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(6) Eine von einer österreichischen Gebietskörperschaft ausgesprochene Anerkennung 

einer Ausbildung bzw. Berufspraxis, die in einem Land erworben wurde, dessen 

Angehörigen Österreich auf Grund eines Staatsvertrags im Rahmen der europäischen 

Integration dieselben Rechte für den Berufszugang zu gewähren hat wie Inländern, gilt als 

Anerkennung im Sinn des Abs. 4. 
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Oö. Tanzschulgesetz 2010 

 

§ 3 

Fachliche Eignung 

(1) Der Nachweis der fachlichen Eignung ist durch die Vorlage von Zeugnissen über eine 

mindestens dreijährige berufsmäßige Verwendung an einer erwerbsmäßig betriebenen 

Tanzschule und über den Besitz der zur Unterweisung im Gesellschafts- und Volkstanz 

erforderlichen theoretischen und praktischen Kenntnisse zu erbringen. Die Feststellung 

letzterer Fachkenntnisse erfolgt durch eine Prüfung, die vor zur Abnahme von 

Tanzprüfungen berufenen und auf gesetzlicher Grundlage gebildeten Kommissionen in 

anderen Bundesländern abgelegt worden ist, oder durch den erfolgreichen Abschluss des im 

Rahmen der Fachschule des Verbands der Tanzlehrer Wiens absolvierten 

Ausbildungslehrgangs oder eines vergleichbaren Lehrgangs. Das Zeugnis über die 

bestandene Prüfung entspricht dem Qualifikationsniveau des Art. 11 lit. a sublit. i der 

Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 

über die Anerkennung von Berufsqualifikationen, ABl. Nr. L 255 vom 30.9.2005, S 22, in der 

Fassung der Richtlinie 2013/55/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. November 2013, ABl. Nr. L 354 vom 28.12.2013, S 132.Das Zeugnis über die 

bestandene Prüfung gilt als Befähigungsnachweis gemäß Art. 11 lit. a sublit. i der Richtlinie 

2005/36/EG vom 7. September 2005, ABl.Nr. L 255 vom 30.9.2005. 

(2) Über Antrag ist von der Landesregierung die Nachsicht von der mindestens 

dreijährigen berufsmäßigen Verwendung an einer erwerbsmäßig betriebenen Tanzschule zu 

erteilen, wenn 

 1. nach der bisherigen Tätigkeit der Nachsichtswerberin bzw. des Nachsichtswerbers 

angenommen werden kann, dass sie bzw. er die für den Betrieb einer Tanzschule 

erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen besitzt und 

 2. die Nachsichtswerberin bzw. der Nachsichtswerber die übrigen Voraussetzungen für 

die Erteilung von Tanzunterricht erfüllt. 

§ 5 

Anerkennung von ausländischen Nachweisen 

(1) Für die Anerkennung von Berufsqualifikationen im Rahmen dieses Landesgesetzes 

gilt das Oö. Berufsqualifikationen-Anerkennungsgesetz (Oö. BAG), soweit nicht in diesem 

Landesgesetz ausdrücklich anderes normiert ist. 

(2) Die Landesregierung kann unter Berücksichtigung der Voraussetzungen des § 3 

Abs. 1 durch Verordnung näher bestimmen, inwieweit nach anderen Vorschriften erworbene 

Befähigungsnachweise bzw. Qualifikationen einen Nachweis im Sinn des § 3 Abs. 1 

ersetzen. In dieser Verordnung kann sie auch Ablauf und Inhalt des Anpassungslehrgangs 

und der Eignungsprüfung nach den Bestimmungen des Oö. BAG festlegen.“ 

§ 5 

Anerkennung von ausländischen 

Nachweisen 

(1) Die Vertrauenswürdigkeit im Sinn des § 4 kann bei Staatsangehörigen eines Staats, 

dessen Angehörigen Österreich auf Grund von Staatsverträgen im Rahmen der 
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europäischen Integration dieselben Rechte für den Berufszugang zu gewähren hat wie 

Inländern, auch durch Bescheinigungen, die von den zuständigen Behörden des Heimat- 

oder Herkunftsmitgliedstaats ausgestellt werden und aus denen hervorgeht, dass den 

Anforderungen des § 4 Genüge geleistet wird, nachgewiesen werden, sofern diese zum 

Zeitpunkt ihrer Vorlage nicht älter als drei Monate sind. Werden von den zuständigen Stellen 

des Heimat- oder Herkunftsmitgliedstaats derartige Bescheinigungen nicht ausgestellt, so 

werden sie durch eine eidesstattliche Erklärung - oder in den Staaten, in denen es keine 

eidesstattliche Erklärung gibt, durch eine feierliche Erklärung - ersetzt, die die oder der 

Betreffende vor einer zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbehörde oder gegebenenfalls vor 

einem Notar oder einer entsprechend bevollmächtigten Berufsorganisation des Heimat- oder 

Herkunftsmitgliedstaats abgegeben hat, die eine diese eidesstattliche oder feierliche 

Erklärung bestätigende Bescheinigung ausstellen. 

(2) Der Nachweis der Befähigung im Sinn des § 3 Abs. 1 kann auch dadurch erfolgen, 

dass die Landesregierung auf Antrag 

 1. einer Person, die die österreichische Staatsbürgerschaft besitzt, 

 2. einer Unionsbürgerin bzw. eines Unionsbürgers oder von Familienangehörigen einer 

Unionsbürgerin bzw. eines Unionsbürgers im Sinn des Art. 2 Z 1 und 2 der Richtlinie 

2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über 

das Recht der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der 

Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung 

(EWG) Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 68/360/EWG, 

72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 

93/96/EWG, ABl.Nr. L 158 vom 30.4.2004, S. 77, 

 3. einer oder eines Angehörigen eines Staats, dessen Angehörigen Österreich auf 

Grund von Staatsverträgen im Rahmen der europäischen Integration dieselben 

Rechte zu gewähren hat wie Inländern, 

 4. einer Person, die über einen Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt - EG“ (§ 45 

Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz - NAG, BGBl. I Nr. 100/2005, in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 4/2008) verfügt, 

mit Bescheid auszusprechen hat, ob und in welchem Ausmaß die im Gebiet eines 

Staats, dessen Angehörigen Österreich auf Grund von Staatsverträgen im Rahmen der 

europäischen Integration dieselben Rechte zu gewähren hat wie Inländern, erworbenen 

Berufsqualifikationen der nach diesem Landesgesetz verlangten Ausbildung nach 

Maßgabe der Gleichwertigkeit der vermittelten und erworbenen Kenntnisse und 

Fertigkeiten entsprechen. 

(3) Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat, wenn die Erteilung von Tanzunterricht 

im Staat des Erwerbs der Berufsqualifikation 

 1. reglementiert ist, die Befähigungs- oder Ausbildungsnachweise zu erbringen, die in 

diesem Staat für die Aufnahme oder Ausübung dieses Berufs erforderlich sind oder 

 2. nicht reglementiert ist, nachzuweisen, dass sie oder er diesen Beruf vollzeitlich zwei 

Jahre lang in den der Antragstellung vorhergegangenen zehn Jahren ausgeübt hat 

und im Besitz eines oder mehrerer Befähigungs- oder Ausbildungsnachweise, welche 
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bescheinigen, dass die Inhaberin oder der Inhaber auf den Betrieb einer Tanzschule 

vorbereitet wurde, ist. 

(4) Wenn 

 1. die von der Antragstellerin oder vom Antragsteller gemäß Abs. 2 nachgewiesene 

Ausbildung aus Fächern besteht, die sich wesentlich von den gemäß § 3 Abs. 1 

verlangten theoretischen und praktischen Kenntnissen unterscheiden, oder 

 2. die von der Antragstellerin oder vom Antragsteller nachgewiesene Ausbildungsdauer 

um mindestens ein Jahr geringer ist als die für die beabsichtigte Berufsausübung 

nach diesem Landesgesetz sonst geforderte Ausbildungsdauer, 

kann von der Landesregierung nach Wahl der Antragstellerin oder des Antragstellers 

entweder die erfolgreiche Teilnahme an einem höchstens dreijährigen 

Anpassungslehrgang im Sinn des Art. 3 lit. g der Richtlinie 2005/36/EG oder die 

Ablegung einer Eignungsprüfung im Sinn des Art. 3 lit. h der Richtlinie 2005/36/EG vor 

einer Prüfungskommission gemäß § 3 Abs. 1 vorgeschrieben werden. Im Rahmen des 

Anpassungslehrgangs oder der Prüfung hat die Antragstellerin oder der Antragsteller 

den Erwerb der fehlenden Befähigung nachzuweisen. 

(5) Wenn die Landesregierung beabsichtigt, der Antragstellerin oder dem Antragsteller 

gemäß Abs. 4 eine Eignungsprüfung oder einen Anpassungslehrgang aufzuerlegen, hat sie 

zuvor zu prüfen, ob die von ihr oder ihm während ihrer oder seiner Berufspraxis in einem 

Mitgliedstaat oder einem Drittland erworbenen Kenntnisse die Unterschiede der 

Ausbildungen ganz oder teilweise ausgleichen können. 

(6) Personen, deren Berufsqualifikation anerkannt wird, müssen über die 

Sprachkenntnisse verfügen, die für den Betrieb einer Tanzschule erforderlich sind. 

(7) Die Landesregierung hat der Antragstellerin oder dem Antragsteller binnen eines 

Monats den Empfang der Antragsunterlagen zu bestätigen und gegebenenfalls mitzuteilen, 

welche Unterlagen zur Bearbeitung des Antrags fehlen. Binnen vier Monaten ab Einlangen 

der vollständigen Unterlagen hat die Behörde den Bescheid nach Abs. 2 zu erlassen. 

(8) Die Landesregierung kann unter Berücksichtigung der Voraussetzungen des § 3 

Abs. 1 durch Verordnung näher bestimmen, inwieweit nach anderen Vorschriften erworbene 

Befähigungsnachweise bzw. Qualifikationen einen Nachweis im Sinn des § 3 Abs. 1 

ersetzen. In dieser Verordnung kann sie auch Ablauf und Inhalt des Anpassungslehrgangs 

und der Eignungsprüfung nach Abs. 4 festlegen. 

  



  Seite 54 

Landesgesetz über die landwirtschaftliche Tierzucht in Oberösterreich  

(Oö. Tierzuchtgesetz 2009) 

 

3. ABSCHNITT 

ÜBEREIGNUNG ODER ÜBERLASSUNG VON (ZUCHT)TIEREN 

UND ABGABE VON SAMEN, EIZELLEN UND EMBRYONEN 

SOWIE DEREN VERWENDUNG 

§ 18 

Besamungstechnikerinnen und -techniker, 

Eigenbestandsbesamerinnen und -besamer 

(1) Als Besamungstechnikerinnen oder -techniker oder Eigenbestandsbesamerinnen 

oder -besamer dürfen nur Personen tätig werden, die fachlich geeignet und verlässlich sind. 

(2) Als fachlich geeignet gilt eine Person, 

 1. die eine Ausbildung im Sinn der Verordnung gemäß § 26 Abs. 1 Z 14 erfolgreich 

abgeschlossen hat, 

 2. deren Ausbildung im Sinn des § 19 gleichwertig ist, oder 

 3. die eine der Ausbildung im Sinn der Z 1 durch Verordnung gemäß § 26 Abs. 1 Z 16 

gleichgestellte Ausbildung abgeschlossen hat. 

(3) Die Verlässlichkeit einer Person ist dann nicht gegeben, wenn diese in den 

vorangegangenen fünf Jahren 

 1. wegen Tierquälerei oder Übertretung von tierschutz-, tierzucht- oder 

veterinärrechtlichen Bestimmungen rechtskräftig von einem Gericht verurteilt oder 

 2. wegen Übertretung von tierschutz-, tierzucht- oder veterinärrechtlichen 

Bestimmungen öfter als einmal rechtskräftig verwaltungsbehördlich bestraft 

worden ist. 

(4) Die Tätigkeit gemäß Abs. 1 darf erst aufgenommen werden, wenn sie der Behörde 

angezeigt wurde. Dieser Anzeige ist ein Nachweis über die fachliche Eignung und über die 

Verlässlichkeit anzuschließen. 

(5) Zum Nachweis der Verlässlichkeit ist eine schriftliche Erklärung vorzulegen, dass 

kein Umstand gemäß Abs. 3 besteht. Besamungstechnikerinnen oder -techniker haben 

dieser Erklärung zusätzlich eine Strafregisterbescheinigung anzuschließen. 

(6) Werden die Voraussetzungen gemäß Abs. 1 erfüllt, ist über die gemäß Abs. 4 

erstattete Anzeige eine Bescheinigung auszustellen. Werden die Voraussetzungen gemäß 

Abs. 1 nicht erfüllt, hat die Behörde die Tätigkeit als Besamungstechnikerin oder -techniker 

oder Eigenbestandsbesamerin oder -besamer mit Bescheid zu untersagen. 

(7) Name, Anschrift, Geburtsdatum und Art der Tätigkeit (als Besamungstechnikerin oder 

-techniker oder Eigenbestandsbesamerin oder -besamer) von Personen, die die Aufnahme 

der Tätigkeit gemäß Abs. 4 angezeigt erstattet haben, sind von der Behörde ohne unnötigen 

Aufschub dem Landeshauptmann als Veterinärbehörde bekannt zu geben; ebenso sind dem 

Landeshauptmann allfällige Mitteilungen über die Einstellung der Tätigkeit sowie die 

Erlassung von Untersagungsbescheiden gemäß Abs. 6 oder § 23 Abs. 3 Z 6 bekannt zu 

geben.  
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(4) Abgesehen von den Fällen des Abs. 8 darf die Tätigkeit gemäß Abs. 1 erst 

aufgenommen werden, wenn sie der Behörde angezeigt wurde. Dieser Anzeige ist ein 

Nachweis über die fachliche Eignung und über die Verlässlichkeit anzuschließen. 

(5) Zum Nachweis der Verlässlichkeit ist eine schriftliche Erklärung vorzulegen, dass 

kein Umstand gemäß Abs. 3 besteht. Besamungstechnikerinnen oder -techniker haben 

dieser Erklärung zusätzlich eine Strafregisterbescheinigung oder im Fall von 

Unionsbürgerinnen oder Unionsbürgern aus einem anderen Mitgliedstaat den 

entsprechenden von der zuständigen Behörde dieses Staats ausgestellten Nachweis 

anzuschließen. Werden dort solche Nachweise nicht ausgestellt, kann der Nachweis der 

Verlässlichkeit durch eine eidesstattliche Erklärung, ist eine solche in dem betreffenden 

Mitgliedstaat nicht vorgesehen, durch eine feierliche Erklärung vor einer zuständigen Stelle 

dieses Staats erfolgen. Die Strafregisterbescheinigung, der entsprechende Nachweis und die 

eidesstattliche oder die feierliche Erklärung dürfen zum Zeitpunkt der Vorlage nicht älter als 

drei Monate sein. 

(6) Abs. 5 gilt sinngemäß für die im § 19 Abs. 1 Z 2 bis 4 genannten Personen. 

(7) Werden die Voraussetzungen gemäß Abs. 1 erfüllt, ist über die gemäß Abs. 4 

erstattete Anzeige eine Bescheinigung auszustellen. Werden die Voraussetzungen gemäß 

Abs. 1 nicht erfüllt, hat die Behörde die Tätigkeit als Besamungstechnikerin oder -techniker 

oder Eigenbestandsbesamerin oder -besamer mit Bescheid zu untersagen. 

(8) Besamungstechnikerinnen oder -techniker, die in einem anderen Mitgliedstaat oder in 

einem Vertragsstaat oder Drittstaat, dessen Angehörige nach dem Recht der Europäischen 

Union oder auf Grund eines Staatsvertrags gleichzustellen sind, rechtmäßig als solche 

niedergelassen sind, dürfen vorübergehend und gelegentlich in Oberösterreich tätig sein. 

Falls der Beruf oder die Ausbildung der Besamungstechnikerin oder des 

Besamungstechnikers am Niederlassungsort nicht reglementiert ist, muss die Tätigkeit 

mindestens zwei Jahre innerhalb der vorangegangenen zehn Jahre dort ausgeübt worden 

sein. 

(9) Die erstmalige Aufnahme der Tätigkeit gemäß Abs. 8 ist der Behörde im Vorhinein 

schriftlich zu melden. Dieser Meldung sind folgende Nachweise anzuschließen: 

 1. Nachweis über die Staatsangehörigkeit; 

 2. Nachweis über die fachliche Eignung; 

 3. Nachweis über die rechtmäßige Niederlassung als Besamungstechnikerin oder -

techniker; 

 4. Nachweis darüber, dass die Tätigkeit als Besamungstechnikerin oder -techniker 

innerhalb der vorangegangenen zehn Jahre mindestens zwei Jahre lang ausgeübt 

wurde, sofern der Beruf am Niederlassungsort nicht reglementiert ist. 

(10) Die Meldung gemäß Abs. 9 ist jährlich in beliebiger Form zu erneuern, wenn 

beabsichtigt ist, die Tätigkeit weiterhin auszuüben. Der neuerlichen Meldung sind Nachweise 

gemäß Abs. 9 nur dann anzuschließen, wenn sich hinsichtlich der nachzuweisenden 

Umstände eine wesentliche Änderung ergeben hat. 

(11) Name, Anschrift, Geburtsdatum und Art der Tätigkeit (als Besamungstechnikerin 

oder -techniker oder Eigenbestandsbesamerin oder -besamer) von Personen, deren 

Tätigwerden im Rahmen der Dienstleistungsfreiheit auf Grund des Oö. BAG zulässig ist, sind 
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von der Behörde ohne unnötigen Aufschub dem Landeshauptmann als Veterinärbehörde 

bekannt zu geben; ebenso sind dem Landeshauptmann allfällige Mitteilungen über die 

Einstellung der Tätigkeit sowie die Erlassung von Untersagungsbescheiden gemäß § 23 

Abs. 3 Z 6 bekannt zu geben. 

(11) Name, Anschrift, Geburtsdatum und Art der Tätigkeit (als Besamungstechnikerin 

oder -techniker oder Eigenbestandsbesamerin oder -besamer) von Personen, die die 

Aufnahme der Tätigkeit gemäß Abs. 4 angezeigt oder die erstmalige Aufnahme der Tätigkeit 

gemäß Abs. 9 gemeldet oder diese Meldung gemäß Abs. 10 erneuert haben, sind von der 

Behörde ohne unnötigen Aufschub dem Landeshauptmann als Veterinärbehörde bekannt zu 

geben; ebenso sind dem Landeshauptmann allfällige Mitteilungen über die Einstellung der 

Tätigkeit sowie die Erlassung von Untersagungsbescheiden gemäß Abs. 7 oder § 23 Abs. 3 

Z 6 bekannt zu geben. 

§ 19 

Anerkennung von Ausbildungsnachweisen nach Unionsrecht 

Für die Anerkennung von Berufsqualifikationen im Rahmen dieses Landesgesetzes gilt 

das Oö. BAG, soweit nicht in diesem Landesgesetz ausdrücklich anderes normiert ist. 

§ 19 

Anerkennung von Ausbildungsnachweisen 

nach Unionsrecht 

(1) Die Behörde hat auf Antrag 

 1. einer österreichischen Staatsbürgerin oder eines österreichischen Staatsbürgers, 

 2. einer Unionsbürgerin oder eines Unionsbürgers oder einer oder eines 

Familienangehörigen einer Unionsbürgerin oder eines Unionsbürgers im Sinn des 

Art. 2 Z 1 und 2 der Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer 

Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und 

aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und zur Aufhebung 

der Richtlinien 64/221/EWG, 68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 

75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG, ABl.Nr. L 158 vom 

30.4.2004, S. 77, 

 3. einer oder eines Angehörigen eines Staats, dessen Angehörigen Österreich auf 

Grund von Staatsverträgen im Rahmen der europäischen Integration dieselben 

Rechte zu gewähren hat wie Inländerinnen oder Inländern, 

 4. einer Person, die über einen Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt - EG“ (§ 45 

Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz - NAG) verfügt,  mit Bescheid auszusprechen, 

ob und in welchem Ausmaß die außerhalb Oberösterreichs in einem anderen 

Bundesland oder im Gebiet eines Staats, dessen Angehörigen Österreich auf Grund 

von Staatsverträgen im Rahmen der europäischen Integration dieselben Rechte zu 

gewähren hat wie Inländerinnen oder Inländern, erworbenen Berufsqualifikationen zur 

Eigenbestandsbesamerin oder -besamer oder zur Ausübung des Berufs der 

Besamungstechnikerin oder des Besamungstechnikers der nach diesem 

Landesgesetz verlangten Ausbildung nach Maßgabe der Gleichwertigkeit der 

vermittelten und erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten entspricht. 
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(2) Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat, wenn der Zugang oder die Ausübung 

des Berufs der Besamungstechnikerin oder des Besamungstechnikers im Staat des Erwerbs 

der Berufsqualifikation 

 1. reglementiert ist, die Befähigungs- oder Ausbildungsnachweise zu erbringen, die in 

diesem Staat für die Aufnahme oder Ausübung dieses Berufs erforderlich sind, 

 2. nicht reglementiert ist, nachzuweisen, dass sie oder er diesen Beruf vollzeitlich zwei 

Jahre lang in den der Antragstellung vorangegangenen zehn Jahren ausgeübt und im 

Besitz eines oder mehrerer Befähigungs- oder Ausbildungsnachweise ist. 

(3) Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat neben den Befähigungs- oder 

Ausbildungsnachweisen und dem allenfalls erforderlichen Nachweis über die 

Berufsausübung einen Staatsangehörigkeitsnachweis vorzulegen. 

(4) Die Behörde hat der Antragstellerin oder dem Antragsteller innerhalb eines Monats 

den Empfang der Antragsunterlagen zu bestätigen und ihr oder ihm gegebenenfalls 

mitzuteilen, welche Unterlagen zur Bearbeitung des Antrags fehlen. 

(5) Die Behörde hat über einen Antrag gemäß Abs. 1 längstens innerhalb von vier 

Monaten ab Einlangen der vollständigen und ordnungsgemäß belegten Antragsunterlagen 

zu entscheiden. 

(6) Die Behörde kann nach Wahl der Antragstellerin oder des Antragstellers entweder 

die erfolgreiche Teilnahme an einem höchstens dreijährigen Anpassungslehrgang im Sinn 

des Art. 3 lit. g der Richtlinie 2005/36/EG vom 7. September 2005, ABl.Nr. L 255 vom 

30. September 2005, S. 22, oder die Ablegung einer Eignungsprüfung vorschreiben, wenn 

 1. die von der Antragstellerin oder vom Antragsteller nachgewiesene Ausbildung aus 

Fächern besteht, die sich wesentlich von der in der Verordnung gemäß § 26 Abs. 1 

Z 14 vorgesehenen Ausbildung unterscheiden, oder 

 2. der Beruf der Besamungstechnikerin oder des Besamungstechnikers im 

Herkunftsstaat nicht alle beruflichen Tätigkeiten nach diesem Landesgesetz umfasst, 

und dieser Unterschied in einer besonderen Ausbildung besteht, die sich auf Fächer 

bezieht, die sich wesentlich von denen unterscheiden, die von dem Befähigungs- oder 

Ausbildungsnachweis abgedeckt werden, den die Antragstellerin oder der 

Antragsteller vorgelegt hat, oder 

 3. die von der Antragstellerin oder vom Antragsteller nachgewiesene Ausbildungsdauer 

um mindestens ein Jahr kürzer ist als die in der Verordnung gemäß § 26 Abs. 1 Z 14 

vorgesehene Ausbildungsdauer. 

Als Fächer im Sinn der Z 1 und 2, die sich wesentlich unterscheiden, sind jene Fächer zu 

verstehen, deren Kenntnis eine wesentliche Voraussetzung für die Ausübung des Berufs ist 

und bei denen die bisherige Ausbildung der Antragstellerin oder des Antragstellers 

bedeutende Abweichungen hinsichtlich Dauer und Inhalt gegenüber der in der Verordnung 

gemäß § 26 Abs. 1 Z 14 geforderten Ausbildung aufweist. 

(7) Die Behörde hat bei der Vorschreibung eines Ausbildungslehrgangs oder einer 

Eignungsprüfung gemäß Abs. 6 Folgendes festzulegen: 

 1. hinsichtlich des Anpassungslehrgangs den Ort, den Inhalt und die Bewertung; 

 2. hinsichtlich der Eignungsprüfung die zuständige Prüfungsstelle sowie die 

Sachgebiete, die den Gegenstand der Prüfung bilden, wobei die Sachgebiete auf 
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Grund eines Vergleichs zwischen der in der Verordnung gemäß § 26 Abs. 1 Z 14 

vorgesehenen Ausbildung und der bisherigen Ausbildung der Antragstellerin oder des 

Antragstellers festzulegen sind. 

(8) Vor der Vorschreibung eines Anpassungslehrgangs oder einer Eignungsprüfung hat die 

Behörde zu prüfen, ob die im Rahmen einer Berufspraxis der Antragstellerin oder des 

Antragstellers in einem anderen Mitgliedstaat oder einem Drittland erworbenen Kenntnisse 

die für die Ausübung des Berufs wesentlichen Ausbildungsunterschiede ganz oder teilweise 

ausgleichen können. 

§ 20 

Zusammenarbeit der Behörden im Rahmen der 

Anerkennung von Berufsqualifikationen 

(1) Die Behörde hat mit den Behörden des Herkunftsmitgliedstaats der Antragstellerin 

oder des Antragstellers oder der Dienstleisterin oder des Dienstleisters zusammenzuarbeiten 

und Amtshilfe zu leisten, soweit dies im Rahmen der Richtlinie 2005/36/EG erforderlich ist. 

Dabei ist die Vertraulichkeit der ausgetauschten Informationen sicherzustellen. 

(2) Die Behörde kann von den zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats alle 

Informationen anfordern 

 1. über die Verlässlichkeit, insbesondere das Vorliegen berufsspezifischer 

disziplinarrechtlicher, verwaltungsrechtlicher oder strafrechtlicher Sanktionen gegen 

die Antragstellerin oder den Antragsteller oder die Dienstleisterin oder den 

Dienstleister, 

 2. über die Rechtmäßigkeit der Niederlassung einer Dienstleisterin oder eines 

Dienstleisters, 

 3. über die Echtheit der von der Antragstellerin oder vom Antragsteller oder der 

Dienstleisterin oder vom Dienstleister vorgelegten Bescheinigungen und 

Ausbildungsnachweise, wenn diesbezüglich berechtigte Zweifel bestehen, 

 4. über Ausbildungsnachweise der Antragstellerin oder des Antragstellers oder der 

Dienstleisterin oder des Dienstleisters, die ganz oder teilweise in einem anderen 

Mitgliedstaat als dem ausstellenden Herkunftsmitgliedstaat absolviert wurden, wenn 

diesbezüglich berechtigte Zweifel bestehen, 

 5. die zur Feststellung der Gleichwertigkeit der Ausbildungsnachweise mit den 

inländischen Befähigungsnachweisen erforderlich sind. 

(3) Die Behörde hat der zuständigen Behörde und den Kontaktstellen eines 

Mitgliedstaats, in dem eine Dienstleistung erbracht wird, oder eines Zielstaats einer 

Niederlassung, die im Abs. 2 genannten Informationen über eine oder einen im Inland 

niedergelassene Dienstleisterin oder niedergelassenen Dienstleister oder eine 

Antragstellerin oder einen Antragsteller, die ihre oder der seine Berufsqualifikation im Inland 

erworben hat, im Rahmen der Amtshilfe zu erteilen. 

(4) Die Behörde hat mit den zuständigen Behörden eines Zielstaats einer Niederlassung 

oder Mitgliedstaats, in dem eine Dienstleistung erbracht wird, alle Informationen 

auszutauschen 
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 1. über Fragen gemäß Abs. 2 Z 1 oder schwerwiegende, genau bestimmte 

Sachverhalte, die sich auf die Ausübung der in §§ 18 und 19 geregelten Tätigkeiten 

auswirken können, 

 2. über Beschwerden einer Dienstleistungsempfängerin oder eines 

Dienstleistungsempfängers gegen eine Dienstleisterin oder einen Dienstleister im 

Rahmen eines Beschwerdeverfahrens über die Ausübung der in §§ 18 und 19 

geregelten Tätigkeiten. 

Den Behörden des Mitgliedstaats und gegebenenfalls der Dienstleistungsempfängerin 

oder dem Dienstleistungsempfänger sind das Ergebnis der Überprüfung und die 

gegebenenfalls getroffenen Maßnahmen mitzuteilen. 

 


